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Die gegenwärtige Aufgabe der Rechtsphilosophie 

nach den Bedurfnissen des Lebens und der Wissenschaft. 



Von Professor L. A. Warnkönig in Tübingen. 



Erster Artikel. 

Wenn man die Theilnahmlosigkeit der Gegenwart für rechts- 
philosophische Studien mit dem grossen Eifer vergleicht, mit 
dem dieselben vor fünfzig Jahren gepflegt wurden, so dringt 
sich unwillkürlich die Frage auf: ob in der Nichtigkeit der 
Wissenschaft des sogenannten Naturrechts selbst oder in der 
wenn nicht verkehrten doch unbefriedigenden Behandlungsweise 
derselben der Grund dieser ihrer Ungunst zu suchen sey? Oder 
ist die Rechtsphilosophie vielleicht überflüssig geworden, weil 
jedermann ein Rechtsphilosoph ist, und weil die grossen Fragen 
über die Umgestaltungen von Staat und Recht jetzt in den täg- 
lich wiederkehrenden parlamentarischen Verhandlungen , in poli- 
tischen Versammlungen und den zahlreichen Blättern der freien 
Presse bis zum Ueberdrusse nach allen Richtungen hin wenn 
auch nicht beleuchtet doch besprochen werden? Mancher zuckt 
die Achseln, wenn er hört, dieser oder jener sey Professor des 
Naturrechts — und es ist diess academische Fach wirklich im 
grössten Theile von Deutschland in einen so grossen Miss- 
kredit gerathen, dass man sich wunderte , als man in der neusten 
juristischen Studienordnung Oesterreichs es als ein Hauptfach 
aufgeführt fand, während das römische Recht im Hintergrunde 
in derselben steht. 

Wie dem sey, es dürfte sich auf jeden Fall der Mühe 
lohnen zu untersuchen : ob die der Rechtsphilosophie gewordene 
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Geringschätzung eine verdiente sey, und was geschehen müsse, 
wenn diese Wissenschaft wieder zu dem ihr früher eigenen 
Ansehen gelangen soll? 

Die hier folgenden Betrachtungen über die durch den 
jetzigen Stand dieser Wissenschaft und die socialen Bedürfnisse 
der Gegenwart gebotene Behandlungsweise derselben, sollen 
einen Versuch der Lösung jener Fragen enthalten. 

Als ihr Verfasser vor elf Jahren eine Darstellung der 
Crisis der Rechtsphilosophie in Deutschland schrieb 1 ), war er 
im Glauben, nach einem Jahrzehnt würde dieselbe längst be- 
endigt seyn, fast scheint es ihm, dass diese Crisis nur eine 
grössere geworden. Auf jeden Fall ist sie ihrem Abschluss 
noch nicht nahe , wenn auch über manche Hauptpunkte die 
Meinungen sich näher gerückt sind. 

Wir müssen mit Rückblicken auf die Vergangenheit begin- 
nen, um die Bedürfnisse der Gegenwart zu begreifen. 

I. Orientirung. 

Die Frage: ob es ein Tür alle Zeiten und alle Völker gel- 
tendes Recht gebe, dessen Grundsätze in der menschlichen 
Natur und zwar in der Vernunft aufzusuchen seyen, ist zuerst 
durch ein practisches Bedürfniss angeregt worden. Der 1618 
begonnene dreissigjährige Krieg veranlasste bekanntlich Grotius 
in seinem, so schnell europäisch gewordenen, Werke diese Frage 
zu beleuchten, und eine Naturrechtstheorie aufzustellen, deren 
dann andere folgten , bis später die philosophische, Speculation 
sich des Gegenstandes bemächtigte und diesen Zweig des 
Wissens zu einer metaphysischen oder abstracten Doctrin er- 
hob, so dass sich die praclische Bedeutung derselben verlor, 
und zuletzt ein Rückschlag nöthig war, um ihr diese wieder zu- 
zuwenden. Besonders thäüg war in dieser Beziehung Stahl 
(1830—46). Allein die Richtung, welche dieser Gelehrte der 
Rechtsphilosophie geben wollte, fand nicht ungetheilten Beifall; 
alte und verschiedene neue Auffassungsweisen bestehen neben 



lj In der deutschen Viertojjatochrift v. J. 1838. Hr. VUL S. 252. £ 
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ihr und auch nicht einer Theorie ward allgemeine Geltung oder 
Anerkennung zu Theil, so dass der gegenwärtige Zustand fast 
ein chaotischer zu nennen ist. 

Und in Mitten dieser Verwirrung traten der Socialismus 
und der Communismus auf, sie stutzten ihre Berechtigung die 
sociale Welt umzugestalten , auf in sich selbstgültige Rechts- 
grundsätze ; nicht minder thaten diess die verschiedenen poli- 
tischen Fartheien Deutschlands seit der grossen Bewegung, die 
1848 das Vaterland erschütterte. Der Tieferblickende ward 
schnell überzeugt, dass grobe Begriffsverwirrungen über Recht 
und Unrecht, unklare und phantastische Grundanschauungen über 
das staatliche Leben eine Hauptursache der Verirrungen und 
Wühlereien der Zeit waren. Dabei ist es unbezweifelt , dass 
die juristische Schulmetaphysik namentlich die Hegelische die 
Welt aus diesem Labyrinthe nicht führen wird; da aber zugleich 
die alten Ueberzeugungen von dem was absolut Rechtens seyn 
soll, abhanden gekommen und keine neuen Principien, deren es 
doch nothwendig bedarf, wenn nicht alles Denken über Recht 
und Unrecht in ein bodenloses Raisonniren ausarten soll, anerkannt 
sind, so muss die Rechtsphilosophie , wenn sie als Wissenschaft 
fortbestehen will einen Weg einschlagen , der zu einer dop- 
pelten Befriedigung führt, nämlich dem der wissenschaftlich 
principiellen Begründung einer den practischen Bedürfnissen 
genügenden Lehre. Die Rechtsphilosophie sey zu gleicher Zeit 
eine speculativ-rationelle und unmittelbar practische Doctrin — 
wie auf dem Gebiete des Sociallebens es auch alle andern Wis- 
senschaften seyn sollen. Eine demgemässe Behandlung der- 
selben ist nichts weniger als unmöglich, und damit sie in jeder 
Beziehung fruchtbringend werde, sind auch die in Folge bisheriger 
Bearbeitungen der Rechtsphilosophie dieser Wissensch aft gewor- 
denen Errungenschaften zu constatiren. 

Die naturrechtlichen Systeme bewegten sich häufig in zwei 
sich entgegengesetzten gleich falschen Richtungen, nämlich entweder 
in der, das Bestehende wenigstens in seinen Hauptgrundlagen als 
das alleinig Mögliche und als das absolut Nothwendige darzustellen 
und zu vertheidigen ; oder sie schweiften in das utopistische Ge- 
biet hinüber und erzeugten die mannichfaltigen von Moni sehr 
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richtig so genannten Staatsromane. Die speculativen Philosophen 
construirten hierbei noch selbst erfundene Rechtsbegriffe, welchen 
in der Wirklichkeit nichts entsprach ; und so waren die Ergeb- 
nisse der Theorieen entweder das practisch Unmögliche oder das 
Triviale und Oberflächliche: während etwas in's Leben Eingrei- 
fendes, Nachhaltiges erzielt werden sollte. 

Uin von beiden Abwegen fern zu bleiben ist vorerst eine 
genaue Feststellung und Abgränzung des Rechtsgebietes zu ver- 
suchen. Dabei muss man von unbestrittenen und unbestreitbaren 
Thatsachen ausgehen, und dieselben einer wissenschaftlichen 
Analysis nach der Methode der Herbartschen Philosophenschule 
unterwerfen. Die erste, wir möchten sagen die ganz gewisse hier 
festzuhaltende Urthatsache ist nun keine andere als die des zu allen 
Zeiten und auf allen Theilen der Erde vorkommenden Collectiv- 
lebens der Menschen 1 ). Eine allseitige und dialectische Be- 
schauung dieser Thatsache wird zur Entdeckung anderer führen, 
vermittelst welcher eine die rechts- und die staatsphilosophischen 
Probleme lösende Theorie gefunden werden kann. Und dabei 
bedarf es vorerst keiner theosophischen Untersuchung über den 
Urgrund dieser Thatsache; denn auch wenn man sich nur an das 
unmittelbar Seyende und Erscheinende hält und dessen nächste 
Ursachen aufsucht und feststellt, gelangt man zu einem sicheren 
Ziele, von dem aus man, wenn es nicht genügen sollte, noch 
weiter in höhere Regionen des absoluten Wissens, oder wenn 
man diesen misstraut, des Glaubens hinaufsteigen kann. 

Versuchen wir daher auf dem Wege der Analyse das 
Wesen des menschlichen Collectivlebens uns klar zu 
machen. 

Dasselbe ist nichts, anderes als ein gemeinsames Leben 
Einzelner. Die menschliche Collectivexistenz ist bedingt durch 
die Existenz der Einzelnen, diese aber mit der gleichartigen 
Coexistenz anderer verbunden und verschmolzen 2 ). Das Einzel- 
und das Gesammt leben erscheinen in inniger Vereinigung. 



1) Von derselben geht auch der neuste hier zu nennende und öfter in 
diesem Aufsatz aufzuführende Schriftsteller Hr. Schützenbergerin seinen 
Lois de l'ordre social, Paris 1849—50 aus. S. Bd. I. S. 126. ff. 

2) Auch die» ist eine Grundanschauung Schützenbergers. 
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Die Träger des ersten sind die einzelnen Personen, der des 
letzten ein festgewordener geselliger Verband, dessen Genossen 
zusammen ein Volk bilden, das durch ihre Unterordnung unter 
einen höchsten, und in so weit gemeinsamen Willen , dem Staate 
sein Daseyn giebt, welcher so die geschichtlich - erscheinende 
regelmässige Form des menschlichen Collectivlebens selbst ist. 
Diess Collectivleben , erscheinend als Socialleben der Einzelnen, 
ist daher näher zu beschauen. Und zwar ist zunächst festzu- 
stellen, welches die Lebenseinrichtungen der Einzelnen einer- 
seits und die der socialen Gruppen oder Staaten andererseits 
und welches die sie beide beherrschenden Naturgesetze sind. 
Die Bestimmung des gegenseitigen Verhältnisses des Ein- 
zeln- und des Gemeinlebens und die Abgränzung ihrer Sphären 
wird sich dann leichter finden lassen. So einfach , ja fast trivial 
diese erste Betrachtung scheint, so reich ist sie an Consequenzen, 
wenn, man den Inhalt derselben vollständig entwickelt. Die 
Lebensrichtungen der Einzelnen sind durch die, die verschie- 
denen Lebenszwecke verfolgenden Grundrichtungen des Willens 
gegeben, welche, in wie weit dieser durch das Gemeinleben 
bestimmt oder geleitet wird, auch die Grundrichtungen des so- 
cialen Wollens der Gesammtheiten sind. 

Um hier schnell zu einem festen Ziele zu gelangen, glauben 
wir sagen zu können : dass die menschlichen Willensbestrebungen 
zunächst auf das Wohl — und zwar sowohl auf das eigene 
als das fremde und auf dieses auch aus Liebe oder Wohl- 
wollen für den andern gerichtet sind; dass aber sobald sie den 
Bestrebungen anderer begegnen , das Wollen auch durch das 
uns erscheinende Verhältniss zu diesen bestimmt wird, indem 
wir fragen: ob und in welchem Umfange wir einer dem an- 
dern gegenüber die Geltung unseres Willens zu fordern befugt 
sind, also, in wie weit wir diess bejahen zu können glauben — 
die Geltung unsres Willens als ein Recht verlangen können. 
Auf diese Weise ist alles Wollen im socialen Leben auf das 
Recht oder auf das Wohl gerichtet und zwar wird diess lezte 
entweder aus Gründen des Nutzens für den Wollenden selbst 
oder aus Liebe für andere verlangt. Im Leben der Einzelnen 
zeigen sich daher drei Grundrichtungen des Willens, welchen 

ZäUchr. für StMUw. 1851. 2» Heft. 15 
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eben so viele Motive des Wollens entsprechen, nämlich Recht, 
Selbstwohl und Liebe, aus welchen drei practische Ideen- 
oder Willensgesetze und Principien abgeleitet werden können: 
das der Gerechtigkeit, das der Nützlichkeit und das 
der Philanthropie. 

So gegründet nnd leicht erfasslich nun die Gegensätze die- 
ser Willensgrundrichtungen auch sind, und so wichtig es ist sie 
zu unterscheiden, so wurden dieselben doch entweder gar nicht 
erkannt, oder nicht hervorgehoben, oder als unwichtig hintan- 
gesetzt, und die unberechtigten Forderungen des Socialismus und 
des Communismus unsrer Zeit beruhen grossentheils auf einer Ver- 
wechselung oder auf einer Gleichstellung dieser Richtungen, die, 
was die Nothwendigheit ihrer socialen Geltung betrifft, (wie leicht 
zu unterscheiden ist) einen sehr verschiedenen Charakter haben. 

Das auf das Recht gerichtete Wollen ist nämlich von jedem 
andern wesentlich verschieden. Die Willensgeltung eines jeden 
findet innerhalb bestimmter Glänzen statt, die durch die Gel- 
tungssphären der Willen der andern gegeben sind, und nicht 
überschritten werden dürfen. Sie sind beschränkte Freiheits- 
sphären und nur innerhalb derselben sind die auf das Wohl 
derselben gerichteten Bestrebungen social möglich; die Heilig- 
achtung dieser Gränzen ist ein unverletzliches Gebot , wie die 
Forderung der vollen Unabhängigkeit unseres Willens von dem 
Wollen anderer innerhalb derselben ein Anspruch ist, den wir 
mit allen uns zu Gebote stehenden physischen Kräften zu ver-> 
theidigen uns für befugt halten. Jedes Willenssubject ist durch 
diese rechtlich ihm zustehende Freiheit eine Person im juristi- 
schen Sinne des Wortes; und das Rechtsgebiet nichts anderes, 
als das in der Aussenwelt sich bewegende Socialleben selbst, 
welches von einem vielfach geschlungenem Netze unzähliger 
Rechtsverhältnisse übersponnen ist, die durch die Coexistenz 
der einzelnen Personen so wie durch die Collectivpersönlichkeit 
der Gemeinschaft selbst (des Volkes oder Staates oder anderer 
gemeinheitlicher Personen) gebildet werden. In jedem Rechts- 
verhältniss, welches Savigny') sehr richtig bezeichnet als die 



1) System de* heutigen remiichen Recht«. Bd. I. S. 333. 
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Beziehung von Person zu Person vermittelt durch eine Rechts- 
regel (d. h. durch eine beide bindende Rechtsansicht), lassen 
sich, wenn man auf dem Wege der Analysis weiter fortfährt, 
drei Momente unterscheiden, welche bekanntlich die Person 
selbst, der Gegenstand und das, das Verhältniss begrün- 
dende Factum sind; und dieses ist nur insofern von Er- 
heblichkeit als es ein wirklicher Rechtstitel ist; was aber nur 
der Fall, wenn eine den Willen der Betheiligten bindende 
Norm demselben diesen Charakter beilegt. Diess führt zu wei- 
teren Erörterungen und zwar zunächst zur Bestimmung des 
Begriffs einer Rechtsnorm und der Angabe der Grundbedingung 
des Zustandekommens einer solchen. Sie erscheint als ejne 
Regulirung dessen, was in gegebenen oder vorausgesezten so- 
cialen Verhältnissen von Personen , als durch die Gerechtigkeit 
geboten angesehen wird und zwar durch die Theilnehmer eines 
bestimmten Sociallebens, welches dadurch eine Rechtsgemeinschaft 
wird. Eine solche Norm erhält ihre Geltung durch ihre sociale 
Anerkennung, welche nothwendig etwas Geschichtliches 
aber immer ein Act der menschlichen Geistesthätigkeit — also 
etwas Rationelles ist und sich nothwendig auf factisch vorkom- 
mende oder vorgekommene gesellige Lebensverhältnisse bezieht, 
wenn diese einer Beurtheilung vom Standpunkte der Gerechtig- 
keit aus unterzogen werden. Das Recht als Inbegriff der eine 
Rechtsgemeinschaft beherrschenden Normen beruht daher noth- 
wendig auf einer dreifachen Grundlage — einer fac tisch- 
materiellen — einer rationellen und einer geschichtli- 
chen. Jede Rechtsphilosophie, welche nun die eine oder die andere 
dieser Grundlagen übersehen oder verkannnt hat, mussle auf 
Irrwege gerathen , und schon deshalb ist es klar , warum die 
rationalistischen Naturrechtssysteme ebensowohl wie die histo- 
rische Rechtsphilosophie, in ihrer Ausschliesslichkeit, zu keinem 
befriedigenden Ziele gelangten. 

Unter diesen drei Grundlagen erscheint indessen für die 
Rechtsphilosophie die rationelle als die wissenschaftlich wich- 
tigste; denn die materielle besteht lediglich in den tausendfach 
Verschiedenen thatsächlichen Lebensverhältnissen der Menschen; 
die geschichtliche ist nur die Sanction irgend einer zu all- 

15* 
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gemeiner Anerkennung und Geltung gekommenen Rechtsansicht; 
und deshalb hat sich die Rechtsphilosophie vor allem die Auf- 
gebe gesetzt, die in sich wahren Rechtsansichten oder von 
mehreren möglichen die besten und richtigsten, aufzustellen, zu 
begründen, zu beleuchten und in ihren wichtigsten Anwendungen 
durchzuführen. Weil sie nun aber in diesem Bestreben die ma- 
terielle Grundläge, also das Moment der factischen Unterlage 
der Rechtsverhältnisse meistens ganz vernachlässigte , es wohl 
sogar als blossen Erfahrungsgegenstand geradezu aus dem Be- 
reiche der Wissenschaft verbannt wissen wollte (wie bei Kant) 
während sie doch einer solchen Unterlage eben so nothwendig 
für ihre Theoreme bedurfte, wie man in der Geometrie der 
Linien, Winkel, Figuren u. s. vv. bedarf, so construirte man 
auch dies Moment a priori ; kam aber dann nur zu den magern 
allgemeinen Sätzen des sog. abstracten Rechts oder — zu uto- 
pistischen Schöpfungen, welche ganz ins Romanartige über- 
gingen, wenn man, unbewusst des dem Rechte eigenthümlichen 
Standpunkts zur Regulirung der Rechtsverhältnisse, zu philanthro- 
pischen oder Nützlichkeitsgründen seine Zuflucht nahm und die- 
selben, weil man sie als solche rechtfertigen zu können glaubte, 
zu Rechtsgründen erhob 1 ). 

Es ist daher unerlässlich den, durch die das Recht oder die 
Gerechtigkeit suchende Willensrichtung, gebotenen Standpunkt 
zur Beurtheilung socialer Verhältnisse von andern Standpunkten 
unterscheiden zu können , was nur durch eine psychologisch- 
dialectische Analyse dieser Geistesrichtung die man neustens*) 
den Rechtssinn genannt hat, möglich ist. Mit einer solchen sollte 
jede Rechtsphilosophie beginnen, um eine feste Grundlage und 
einen sicheren Ausgangspunkt zu gewinnen. Dieser Punkt ist 
aber nicht schwer zu erkennen oder anzugeben: der das Recht 
Suchende will nichts anderes als jedem bei einem socialen Ver- 
hältniss Betheiligten das durch das Wesen desselben (also 
das, was die Juristen die Natur der Sache nennen) be- 

1) Eine solche Umwandlung der Rechts- in Zweckmässigkeitslehren 
lässt sich vor allem der Communis! F r ö b e 1 in seiner socialen Politik in 
Schulden kommen. 

2) Z. B. Puchta. 
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dingte ihm Gebührende, das Suum cuique ihm ertheilen und 
zusprechen , gleichgültig , ob er ein Urtheil über einen einzel- 
nen Fall zu fällen hat, oder ob er über eine Kategorie von so- 
cialen Verhältnissen eine das Recht desselben normirende Regel 
aufzustellen bemüht ist '). Es handelt sich hier immer vom 
Beschauen socialer Verhältnisse nach ihrer rechtlichen Seite hin 
(und jedes Verhältniss dieser Art bietet eine solche dar) und 
das Ergebniss juristischer Beurtheilung desselben ist immer nichts 
anderes, als die Fixirung seines rechtlichen Charakters; der Ur- 
theilende mag dabei durch die Eigenschaften der in denselben 
betheiligten Personen, oder durch die des Gegenstandes oder 
durch die Hauptmomente der das Verhältniss begründenden 
oder modificirenden Thatsachan bestimmt werden. Sein Verfah- 
ren besteht immer darin, dass er nicht das erkennen oder 
hervorheben will, was zweckmässig oder durch philan- 
thropische Rücksichten als geboten erscheint; sondern das durch 
die Natur der Sache als nothwendig gebotene, damit das 
Verhältniss als das , wofür es erkannt ist oder gehalten wird, 
aufrecht erhalten und den dabei betheiligten Subjecten die recht- 
lich ihnen zukommende Willensgeltung werde. Der hierauf 
gerichtete geistige Thatact (der oft als Gefühl plötzlich hervortritt) 
ist das Subjective und der in den Verhältnissen selbst lie- 
gende, vom Urtheilenden erkannte oder angenommene Bestim- 
mungsgrund ist das objeetive Moment 2 ) einer Rechtsansicht; 
von welchen beiden freilich das letztere in jedem vorkommenden 
Falle rechtlicher Beurtheilung das maassgebende, gewissermassen 
die Ursache, das wichtigere Moment ist, während das erste 
nur als der den Geist und das sittliche Gefühl immer beherr- 
schende Rechtstrieb — die justitia der Alten — also jene con- 
stans et perpetua voluntas suum cuique tribuendi scheint : der aber 



1) Im ersten Falle erklärt er in der Regel was wirklich als Recht 
gilt; im zweiten was als Recht gelten sollte und zu sanetioniren wäre. 

2) Stahl in seiner Erwiderung auf eine Kritik seiner rechtsphiloso- 
phischen Grundanschauung, vom Verfasser dieses Aufsatzes (Rechtsphiloso- 
phie Bd. I. S. 583 8.) wirft dem letztem , weil er solches meint, vor, dass 
er auf einem veralteten Standpunkte stehe — nämlich dem des sog. Ver- 
nunftreefites. Es ist unmöglich, mehr missverstanden zu werden! 
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eben so nothwendig als eine Eigenschaft der geistig-moralischen 
Natur des Menschen anzunehmen ist, wie der Sinn für das Schöne 
und Gute und der für Wahrheit. — Ja ! der Rechtssinn ist nur eine 
besondere Aeusserung des Wahrheitssinnes ') und zwar eine 
zugleich intellectuelle und practische; indem der das Recht 
Suchende bemüht ist, das durch ein sociales Yerhältniss gegebene 
Nothwendige — also in dieser Beziehung das Wahre zu er- 
kennen und sich für verpflichtet hält, wenn und so wie er es 
erkannt, es anzuerkennen, aufrechtzuhalten oder als geltend und 
bindend auszusprechen. Sagt man doch vom Richter : Non debet 
jus facere, sed jus quod est, declarare ! 

Es besteht nun freilich gegenwärtig die richterliche Thätig- 
keit meistens darin, vorkommende- streitige Fälle durch Anwen- 
dung schon sanctionirter Rechtsnormen zu entscheiden , also 
nicht darin die Rechtsnorm durch ein Deduciren derselben aus der 
Natur der Sache erst aufzufinden und dann erst anzuwenden; 
das erste that aber der Gesetzgeber für alle Fälle dieser Art 
für ihn im Voraus, so dass die richterliche Thäligkeit jetzt auf 
das Geschäft des richtigen Subsumirens beschränkt ist. Allein 
was ist denn ein Gesetz oder ein geltendes Gewohnheitsrecht 
anders als der Ausspruch darüber: was in gewissen Fällen all- 
gemein oder in der Regel als Recht gelten soll: selbst wenn 
es Beschränkungen der gewöhnlichen rechtlichen Freiheit, vor- 
ausgesetzt, dass diese Beschränkungen für rechtmässig gelten, 
d. h. dass sie von der, solche Beschränkungen zu sanctioniren er- 
mächtigten Gewalt ausgehen. 

Aus dem bisher Gesagten ergiebt sich auch die, übrigens 
als Thatsache unbezweifelte, Wahrheit, das jeder rechtliche Zu- 
stand der einer Gemeinschaft oder Genossenschaft ist, obgleich 
derselbe als solcher nur die Feststellung der Abgränzung also 
die Trennung der einzelnen Rechtssphären innerhalb derselben, 
bezweckt; also ein sog. communio pro diviso; und dass die An- 
nahme eines Rechtszustandes ohne eine solche also des sog. 



1) Weiter geht sogar Ahrens in seinem Cours du droit naturel, 
2te Aufl. v. 1844 pag. 73. indem er sagt : La facuhe de concevoir en geneVal 
l'id^e de la justice n'est pas une faculte particuliere distincte ; eile est identique 
avec celle de concevoir la notion du vrai et du bien. 
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Naturstandes um den Ausgangspunkt zu irgend einer Rechts- 
ordnung zu finden ein ganz verkehrtes Verfahren ist, das zu 
den verwerflichsten Consequenzen führen muss und daher auch 
nicht, wie noch häufig geschieht, als die Basis oder die Voraus- 
setzung des Völkerrechts genommen werden darf; indem ein 
völkerrechtliches Verhältniss erst nur mit der gegenseitigen An- 
erkennung der Existenz und der Persönlichkeit der in ein sol- 
ches tretenden Völker beginnt, welche Anerkennung nichts 
anders als der Anfang einer Rechtsgemeinschaft ist. 

Zur Bildung einer Rechtsgenossenschaft gehören nothwendig 
die Einigung der bei ihr Betheiligten über die gesammten In- 
teressen des Collectivlebens und die als Regulirung desselben 
dienen sollenden Rechtsansichten. Der Rechtsordnung den 
Charakter einer Gemeinschaft absprechen zu wollen erscheint 
daher als ein radicaler Irrthum, und höchstens kann zugestanden 
werden, dass der vorhersehende Charakter derselben der nega- 
tive ist; während eben dieses Collectivleben, in wie weit durch 
dasselbe die Verwirklichung des Wohles bezweckt wird, zu- 
gleich eine positive Gemeinschaft ist, die von einem höchsten 
ethischen Standpunkte aus aufgefasst und behandelt vom Herrn 
Professor Fichte eine ergänzende Gemeinschaft ge- 
nannt wird. 

Da unsere Gedanken uns zu dieser, von dem obengenann- 
ten Philosophen mit an die Spitze seiner Ethik gestellten Idee 
geführt haben, von welcher aus eine vollständige Grundlage für 
die von den Franzosen zuerst ausgegangene sog. Socialwissen- 
schafl, über welche im erstem Hefte der gegenwärtigen Zeit- 
schrift einer der Mitherausgeber derselben sich ausführlich er- 
klärt hat '), gewonnen werden kann, so wollen wir hier sogleich 
das hier Einschlagende dieser Idee besprechen. 

Nach den uns gewordenen Mittheilungen, und den in dem so 
eben erschienenem ersten Bande der Ethik des Hrn. Prof. Fichte 
vorläufig im Allgemeinen charakterisirten Lehren dieses Gelehr- 
ten, soll das höchste Ziel aller Thätigkeit des Menschen und des 
ganzen Geschlechtes die immer fortschreitende sittlich-religiöse 



1) S. Heft I. dieses Bandes S. 1. ff. 
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Vollendung durch gegenseitiges Zusammenwirken seyn; so dass 
die Unvollkommenheit eines jeden durch die wohlwollende 
entgegenkommende Thätigkeit aller andern gewissermaassen er- 
gänzt wird. Der als sittlicher Geist in jedem Menschenindividuum 
lebende göttliche Funke treibt uns weiter und weiter, zu liebe- 
vollem Durchdringen des verwandten Geistes im Andern und 
zum gemeinsamen Streben nach Erreichung der sittlichen Güter. 
Jeder sucht den andern durch seine Theilnahme an ihm zu er- 
gänzen, und lässt sich durch dessen Einwirken auf ihn seiner- 
seits wieder ergänzen , und diess geschieht in verschiedenen 
Sphären des menschlichen Gemeinlebens, in jeder auf die ihrer 
Idee gemässe eigenthümliche Weise. Es lassen sich vier, ja selbst 
fünf solcher Sphären unterscheiden, nämlich die Gemeinschaft 
der Familie, die des Staates, die aus der Gottesinnigkeit 
hervorgehende religiöse, endlich die der allgemeinen Hu- 
manisirung. Jede dieser Sphären hat ihr eignes Ziel und 
Princip, in jeder versucht der Geist die ergänzende Gemeinschaft 
auf die ihr eigenthümlich angehörige Weise zu verwirklichen. 
Dies ist nicht blos ein Sollen, sondern ein wirklich in der 
Weltgeschichte sichtbares sie beherrschendes Streben der ganzen 
Menschheit und aller Völker, freilich verschiedentlich hervor- 
tretend je nach der Nationalität und der Culturhöhe eines jeden 
Volkes und jedes Zeitalters. Es wird Niemand leugnen, dass 
die eben genannten Sphären des ethischen Gemeinlebens zu 
allen Zeiten und überall auf einer niederen oder höheren Ent- 
wicklungsstufe in der Geschichte sich finden. 

Für uns ist es nun wesentlich hervorzuheben, dass eine 
dieser Sphären, nämlich der Staat, welche die auf das festeste 
gesicherte dieser Gemeinschaften ist, in einer Beziehung die 
übrigen nothwendig in sich fasst, nämlich soweit als die Ver- 
wirklichung ihrer Zwecke, obwohl sie nicht auf einen Staat 
beschränkt sind, doch in Staatsgebieten vor sich geht und inner- 
halb der Gränzen der Rechtsordnung, so zwar, dass gerade 
dann der Staat als eine eigene Art oder als ein eignes Institut 
der ergänzenden Gemeinschaft, die seiner Idee am vollkommen- 
sten entsprechende, Gestaltung erhält, wenn er seine Thätigkeit 
zugleich (freilich nur in wie weit diess durch die staatsleitende 
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Gewalt geschehen kann, darf und soll), auch auf die Verwirk- 
lichung der Zwecke jener andern Arten derselben gerichtet hält, 
wie er von selbst schon auch als der gewöhnliche Organismus 
der von uns beleuchteten Rechtsgemeinschaft und als kräftiger 
Schützer derselben zu wirken bestimmt ist und zu wirken pflegt. 
Wenden wir diese Auffassung auf den im Eingang dieses Para- 
graphen an die Spitze unserer ganzen analytischen Erörterung, 
gestellten Begriff der menschlichen Colleclivexistenz an, so wird 
sich herausstellen : dass dieselbe in der negativen Rechts- und in 
der weitergehenden wir möchten sagen positiven Staats gemein- 
schaft besteht und ihrem ganzen Umfange nach die übrigen For- 
mationen der ergänzenden Gemeinschaften in sp weit begreift, 
als dieselben auf der Basis des Rechts und innerhalb der Grun- 
zen und unter Mitwirkung der Staatsordnung verwirklicht wer- 
den. Die Wissenschaft nun , welche diesen grossen umfassenden 
Gegenstand zum Vorwurfe hat, ist die Social- oder Gesell- 
schaftswissenschaft im engern Sinne, die demnach in zwei 
Hauptzweige, die Rechts- und Staatswissenschaft zerfällt, 
so dass diese das Gesammtgebiet derselben ausmachen und sich 
als wechselseitig sich ergänzende zu einander verhalten'). 

Gemeinsame Grundsätze über alle Formen und Sphären der 
ergänzenden Gemeinschaft aufzustellen, wäre Sache der Philo- 
sophie überhaupt; für das Studium des Rechts und der Politik 
genügt es, die, die Rechts- und Staatsphilosophie beherrschenden 
zu erforschen und wissenschaftlich nach allen Beziehungen hin 
zu beleuchten. 

Versuchen wir, alles in diesem Paragraphen Besprochene, 
in einen systematischen Schematismus zusammenzufassen. 

Die das Gesammtgebiet des ganzen Collectivlebens der 
Menschen begreifende wissenschaftliche Beschauung ist die von 
den Franzosen sogenannte Science sociale. 



1) Diese Anschauung habe ich seil vielen Jahren an die Spitze der ju- 
ristischen Propädeutik gestellt z. E. 1839 in meiner Vorschule der Insti- 
tutionen ; so dass die Rechtswissenschaft mit ihren verschiedenen Zweigen 
als die eine Hauptseite der Socialwissenschaft charakterisirt wurde. 
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Sie zerfällt 

I. in die Rechtslehre, deren Gegenstand die der 
Idee der Gerechtigkeit gemässe oder durch sie gebotene Form 
und Ordnung des menschlichen Gemeinlebens ist und sich erstreckt 

a) über die Ordnung des Privatlebens, die begreift 

1) die Rechtsordnung des Familienlebens, 

2) die der Güterverhältnisse; 

b) die Ordnung des öffentlichen Lebens 

1) nach Innen ([das Staatsrecht), 

2) nach Aussen (das Völkerrecht). 

II. Die Staatslehre oder Politik, d. h. die Beleuchtung 
des Staats als eines Instituts des Wohls (oder der ergänzen- 
den Gemeinschaft), die nach der Verschiedenheit der von ihm 
zu verwirklichenden Zwecke in eben so viele Zweige sich spaltet, 
in welchen, in wie weit der Staat zu ihrer Verwirklichung thä- 
tig zu seyn hat, die übrigen Hauptsphären der ergänzenden 
Gemeinschaft zu berücksichtigen sind. Dass die bis jetzt so ge- 
nannte Polizeiwissenschaft der wichtigste derselben ist, 
braucht kaum gesagt zu werden, wohl aber , dass sie einer vom 
höheren Standpunkte der ergänzenden Gemeinschaft aus anzustel- 
lenden Revision unterworfen werden muss, wenn sie den von 
der Socialwissenschaft an sie gestellten Anforderungen ent- 
sprechen soll. 

II. Rechtsphilosophische Errungenschaften ')• 

Es ist eine eigene Erscheinung, dass obgleich in der Ge- 
schichte der Rechtsphilosophie alle die von uns im allgemeinen 
bezeichneten Momente, auf welche es in dieser Wissenschaft 
ankömmt, bei irgend einem Bearbeiter derselben in den Vorder- 
grund treten und zum Theil befriedigende Beleuchtungen gefun- 
den haben, es doch zu keinem Abschluss, d. h. zu keinem 



1) Wir setzen eine nähere Kenntnis« der Geschiebte der Rechtsphilosophie 
hier voraus, die nun in der höchst gelungenen Darstellung der phi loso- 
phischen Lehren von Recht, Staat und Sitte, (von Herrn Prof. 
Fichte im Bd. I. seiner Ethik, Leipzig 1850) auf eine Weise mitbehandelt 
ist, die fast nichts zu wünschen übrig lasst. 
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Ergebniss der Art kam, dass endlich eine von allen Bearbeitern 
des Faches anerkannte Doctrin, in welchem jedem Hauptmomente 
die gebührende Geltung zu Theil geworden, sich den Sieg ver- 
schafft hätte. Immer verdrängte eine Lehre später oder früher 
die andere und zuletzt gab es fast so viele Systeme als Schrift- 
steller. Jeder wollte den Ruhm haben, Schöpfer einer eigenen 
Theorie zu seyn, Annehmen fremder Ansichten galt fast für un- 
ehrenhaft, das Streben namentlich der deutschen Bearbeiter des 
Faches war wesentlich ein particularistisches und so ist von all- 
gemein anerkannten Errungenschaften auf diesem Gebiete des 
Wissens fast nicht die Rede. Man denke nur an die Gegensätze 
von Hegel und Stahl. Die Zustimmung der blossen Nachbeter 
der rechtsphilosophischen Coryphäen, wie es während der Herr- 
schaft des Kant'schen Naturrechts so viele gab, ist begreiflicher 
Weise für nichts zu rechnen. Dieser Krieg aller gegen alle er- 
klärt sich aus der Ausschliesslichkeit und Beengtheit der Stand- 
punkte der Schöpfer neuer Theorien ; sie übersahen die übrigen 
Seiten der Wissenschaft und wollten diese ganz aus ihrer ein- 
seitigen Auflassung erklären. Indessen könnte , weil die meisten 
belangreichen oder entscheidenden Fragen derselben beantwortet 
sind, wenn man vom höchsten, allumfassenden Standpunkt aus 
die Rechtsphilosophie einer Revision unterwürfe, endlich das 
ganze Problem derselben doch gelöst werden, und es würde sich 
in der Folge nur davon handeln, in einzelnen Theilen das weniger 
Beleuchtete aufzuhellen und die gewonnenen allgemeinen Re- 
sultate auf das Besondere anzuwenden. 

Wenn man mit Grotius (1625), von welchem an unserer 
Wissenschaft eine ununterbrochene Bearbeitung zu Theil wurde, 
beginnt, und die fortlaufende Bewegung derselben verfolgt, so 
zeigt es sich, dass die durch die Natur der Sache und die wis- 
senschaftlichen oder practischen Bedürfnisse bedingten Richtun- 
gen der philosophischen Rechtswissenschaft allmählig alle auf- 
tauchten und nach ihrem Endziele sich bewegten. 

Das Bedürfniss des europäischen Continents, zur Zeit als 
Grotius sein Werk de jure belli et pacis schrieb — war der 
Friede; um ihn zu erreichen bedurfte es eines moralischen 
und juristischen höchsten Princips. dessen Anerkennung bei allen 
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Nationen keinem Zweifel unterliegen konnte. Kann (so fragt 
er) je ein Krieg gerecht seyn und wann ist er es? Es müss- 
ten, da die positiven Gesetzgebungen diese Frage nicht zu ent- 
scheiden vermögen, Kennzeichen des an sich Gerechten — des 
justum — aufgefunden werden, welche von Niemand in Frage 
gestellt werden könnten. Grotius leitete ein solches zunächst 
aus den der menschlichen Natur immanenten Grundzuge der Ge- 
selligkeit ab; und fand das Criterium des Gerechten in dessen 
Uebereinstimmung mit demselben, aber auch in der mit dem was 
die allgemeine Vernünftigkeit verlangt, daher er für justum er- 
klärt, was der natura sociabilis und rationabilis gemäss sey. 

So vag und ungenügend diese Auffassung war, wurde sie 
doch mit Freude von allen Seiten begrüsst, denn die Achtung und 
Befolgung des Socialprincips musste nothwendig zum Frieden 
führen und, da ohne eine feste Rechtsordnung ein solcher nicht 
möglich ist, zum Rechte. Ob die Momente, vermöge welcher zu 
bestimmen ist, was Rechtens sey oder seyn solle, objectiv in 
den Verhältnissen des Geselligen zu suchen seyen, oder subjectiv 
im Innern des Menschen, wurde noch nicht gefragt, und was als 
Naturrecht gelten sollte durch Gründe der verschiedensten 
Art vertheidigt wie neustens so trefflich von Hartenstein ') nach- 
gewiesen worden ist. Aber das von Grotius aufgestellte Princip 
und die Annahme, dass die Vernunft auszusprechen habe was 
im Leben Rechtens seyn muss , gab für die letzte Ansicht den 
Ausschlag — und damit war die bis ins neunzehnte Jahrhundert 
herrschende Richtung gegeben. Die menschliche Vernunft ward 
endlich zur höchsten Gesetzgeberin erhoben. Sie war nicht blos 
das Auge, mit welchem der Geist das in den geselligen Ver- 
hältnissen, liegende Recht vom Unrecht zu unterscheiden im 
Stande sey, sondern die, das Recht schaffende Macht selbst; — 
das Naturrecht ward Vernunftrecht und zwar zuletzt ein ganz 
metaphysisch Abstractes. 

Es konnte indessen an einer Opposition gegen diese stolze 
Anmaassung der Vernunft nicht fehlen ; steht doch nach dem 
Glauben Aller eine höhere Macht über ihr, die des göttlichen 



i) Darstellung der Rechtsphilosophie de« Hugo Grotius. Leipzig 1850. 
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Willens; seine Gebote müssen nothwendig das höchste und hei- 
ligste Recht seyn, namentlich die des geoffenbarten und so ent- 
brannte ein noth wendiger Kampf zwischen der rationalisti- 
schen und theologisirenden Richtung der Wissenschaft, 
und von Cocceji bis zur neusten Gegenwart giebt es rechts- 
philosophische Theorieen und Systeme der letzten Art. In den 
meisten herrscht aber dennoch das Princip des Subjectivismus 
vor, oft ohne dass die Urheber desselben es wissen, denn sie 
suchen ihrer subjectiven Auffassung gemäss, die Gesetze einer 
von Gott sanctionirten oder geoffenbarten Rechtsordnung auf und 
erklären dafür, was ihre individuelle Ansicht ihnen eingiebt (wie 
noch die schweizerischen Communisten im „Evangelium des armen 
Sünders"). Abweichend hiervon hat der auch theologisirende 
Stahl allerdings das Criterium dessen was dem göttlichen Willen 
gemäss Rechtens seyn soll, in dem wenigstens in letzter Instanz 
von diesem ausgehenden rslog aller Dinge und Verhältnisse zu 
finden sich bestrebt ') — also einen objectiven Maassstab auf- 
gesucht oder aufgestellt; allein es ist ihm doch nicht gelungen, 
das Subjective abzustreifen — was ja selbst schon deshalb un- 
möglich war, weil sein die ganze Wissenschaft beherrschen- 
der Ständpimkt ja der christliche ist. 

Nur einige wenige Philosophen suchten oder gaben für die 
Bestimmung des justum einen objectiven Maassstab an, aber so wie 
sie es thaten wurde ihre Lehre nicht für befriediegend erklärt, 
wir müssen unter ihnen Spinoza und die Engländer Shafts- 
bury und Clarke nennen; allein die bekannte Auffassung des 
ersten, welche auf die Annahme eines jus fortiori» hinausläuft 
ist zu grob, und die des letzten , der die sogenannte Angemessen- 
heit der Verhältnisse voranstellt (ßness of Ihings), nicht bestimmt 
genug"). 

Erst die deutschen Rechtsgelehrten des neunzehnten Jahr- 
hunderts, welche bei der Achtung des an sich Gerechten alles 
Gewicht auf die so genannte Natur der Sache legten, 
(z. B. Falck) stehen entschieden auf dem rein objectiven Stand- 
punkte. Doch wurde keine eigentliche Theorie auf diese Basis 

1) Rechtsphilosophie II. Abthl. I. S. 166—167 und öfter. 

2) S. Fichte Ethik I. S. 525 ff. 
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gebaut und so führte diese Richtung, der freilich namentlich 
mehrere Anhänger der historischen Schule ') unbewusst huldigen 
noch nicht zu einem eigentlichen Ziele, obgleich, wie später ge- 
zeigt werden soll, schon manches Erhebliche geschah. Uebrigens 
bildet das abstracte Naturrecht Hegels den Uebergang vom sub- 
jectiven auf den objectiven Standpunkt. 

Um auf das Cardinalproblem des Naturrechts zurückzukommen, 
so konnte das Augenmerk seiner Pfleger auf zwei Hauptpunkte 
gerichtet seyn, entweder auf den, das Wesen des Gerech- 
ten (des durch sich selbst geltenden Rechts} und das Auffinden 
des dasselbe beherrschenden höchsten Princips zu finden, oder 
darauf, den Grundzug in der menschlichen Natur nachzuweisen, 
der das Streben nach Verwirklichung des Gerechten bedingt 
oder ergänzt, und demgemäss dieses Streben so wie das Wesen 
des Rechts zu charakterisiren. 

Auf das erste war die Thätigkeit der deutschen Naturrechts- 
lehrer und Philosophen namentlich von Thomasius an gerich- 
tet; die zweite Richtung verfolgten die englischen und schottischen 
Philosophen. — Merkwürdig ist es, dass die eine Gruppe dieser 
Gelehrten von den Bestrebungen der andern fast keine oder nur 
eine geringe Notiz nahm. 

Bekanntlich war eine Hauptaufgabe des Thomasius die, 
das Unterscheidungsprincip zwischen dem Recht und der Mo- 
ral zu finden, was zur Charakterisirung des Naturrechts als 
Theorie der Zwangspflichten führte, die nun so stehend wurde, 
dass bis in die neuste Zeit die grosse Majorität der Naturrechts- 
lehrer und Rechtsphilosophen sich abmühten ein sicheres Kenn- 
zeichen für das Erkennen der a priori bestehenden Zwangspflichten 
zu entdecken, so dass ihnen hierin der Schwerpunkt der ganzen 
Wissenschaft lag, und dass wenn, wie von Hugo und wenigen 
andern geschah, die Nichtigkeit eines solchen Strebens ausge- 
sprochen wurde, damit die Existenz des Naturrechts als eigne 
Wissenschaft geläugnet ward. Diese ganze Richtung veranlasste 



1) Wir müssen hier sogleich Stab) nennen, denn im Grunde ist sein 
Tt'lot aller Dinge doch nur die sogenannte Natur der Sache. Hehr davon 
später. 
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die grössten Verwirrungen, und war so mächtig, dass selbst 
Stahl, der nur historisch geltendes Recht für wirkliches gelten lässt 
dennoch die Sclaverei für ein absolutes Unrecht erklärt'). Es 
lag hier eine Verwechslung der durch die Natur der Sache ge- 
gebenen stärker bindenden Kraft der Gerechtigkeitspflichten ge- 
genüber von andern, mit dem erst bei eigentlich positiven 
d. h. durch gegenseitige Anerkennung der Betheiligten zur Gel- 
tung gekommenen Rechtsansichten vorkommenden Zwang 2 ) zu 
Grunde, und die ganze Untersuchung musste nothwendig rein 
unfruchtbar seyn, da sie zu keinem erklecklichen Ziele füh- 
ren konnte. 

Nur ein Verhältniss dieser ganzen Bewegung, welches wir 
aber mehr Rousseau und der französischen Revolution und Kant 
verdanken, muss für eine bleibende Errungenschaft der Rechts- 
philosophie erkannt werden , nämlich die Wahrheit , dass die 
(sog. äussere) Freiheit der Ausgangspunkt, wie das Ziel die- 
ser Wissenschaft sey. Wie aber diese aufzufassen sey, also 
worin sie bestehe, und welches der durch die Idee der Gerech- 
tigkeit, oder durch die Natur der concreten socialen Verhältnisse 
jedesmal gegebene Massstab des Umfangs der Freiheit, es sey 
für den Einzelnen oder für den höchsten Staatswillen, sey oder 
seyn müsse und andere hier einschlagende Fragen , sind jeden- 
falls nur auf eine, bis jetzt noch ungenügende Weise beantwortet 
worden. Und doch sind sie sogenannte brennende Fragen, 
welche durch die Fortschritte des Socialismus und des Commu- 
nismus eine furchtbar wichtige practische Bedeutung erhal- 
ten haben. 

Die in Deutschland fast verachtete Richtung der schottischen 
und englischen Philosophen und Politiker, die über den Urgrund 
der Idee von Recht und Unrecht, Theorieen aufstellten, welche 
eigentlich nichts anderes als eine weitere Fortführung der An- 
sichten und Lehren der Alten über die Cardinaltugenden und 
Pflichten sind, bewegt sich auf dem Gebiete der Psychologie, 



1) Er thnt dies» jedoch wohl mir, weil ihm das durch das Cbristenthum ge- 
botene (also jedenfalls positive) Recht absolut bindendes göttliches Recht üb 

2) Diess verdient eine besondere Ausführung. 
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und führte zu nicht unwichtigen Ergebnissen, welche nicht länger 
vernachlässigt werden dürfen, weil durch sie eine Seite unserer 
Wissenschaft die nöthige Aufhellung erhalten hat, und man kann 
sagen, in dieser Beziehung zu einigen Errungenschaften gelangt 
ist, die jeder anzuerkennen hat, der auf diesem Gebiete ein Wort 
mitzusprechen sich für berechtigt halten will. Jene Philosophen 
untersuchten die Natur der Triebe, insbesondere die der gei- 
stigen Natur des Menschen und waren desshalb auch bemüht 
das Recht aus einem oder dem andern derselben herzuleiten. Es 
wurde durch dieselben schon die Realität der drei Grundrich- 
tungen des Willens constatirt, die wir oben charakterisirt haben, 
und ohne deren beständiges Im-Auge-Behalten und principielles 
Unterscheiden keine befriedigende Rechtsphilosophie mehr mög- 
lich seyn wird. 

Nur waren ihre Ansichten über das Urprincip des Rechts d. h. 
des menschlichen Strebens , das Gerechte zu wollen und Rechts- 
grundsätze aufzustellen sehr verschieden: während z.B. Hu tche- 
s o n es aus dem Wohlwollen, wie viele Alte und unter den neuern 
Deutschen Jarcke und Schopenhauer 1 } (welcher es sogar 
für eine Emanation des Mitleids erklärt) ableitet, Hume aus 
dem Conflicte der sich durchkreuzenden aber zuletzt sich zum ge- 
meinsamen Wohl einigenden egoistischen Bestrebungen und die- 
sen Gedanken weiter verfolgend, Bentham aus dem Utilitäts- 
princip, nehmen Adam Smith und Dugald Stewart einen 
von beiden, d. h. sowohl von den egoistischen als wohlwollenden 
Trieben, verschiedenen Gerechtigkeitstrieb, wie die griechischen 
Philosophen, viele und die berühmtesten römischen Juristen, an 
— eine Ansicht, welche der Verfasser dieser Betrachtung schon 
1819, dann 1830, und zwar da noch ohne jene Ansichten zu 
kennen, zuletzt 1839 aus- und durchzuführen suchte. 

Diese von einer psychologischen Basis ausgehende Theorie 
mündet nun ganz consequent in das Gebiet des rationalis- 
tischen Naturrechts aus, dessen, ihren Coryphäen selbst nicht 
klare, Aufgabe die war, ein diesen Grundzug der vernünftigen 
Natur leitendes höchstes Princip aufzufinden und festzustellen. 



1) Ficht«, Darstellung S. 400 ff. 
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Die Schleierm acher 'sehe Moralphilosophie konnte hier 
die Vermittlerin') werden, leider geschah diess nicht; namentlich 
tibersahen die Juristen die Bedeutung dieses grossen Denkers 
für die Rechtsphilosophie fast ganz und gar. 

Wie dem sey, sowohl die metaphysischen Doctrinen des 
deutschen Vernunftrechts als die psychologischen Studien der 
schottischen Moralisten hatten die Aufhellung der rationellen 
Grundlage des Rechts zum Gegenstande, jedoch nicht das Er- 
gebniss, diess Ziel auf eine, dem Bediirfniss der Wissenschaft 
entsprechende Weise zu erreichen. 

Die grosse Bedeutung der historischen Grundlage des 
Rechts wurde bekanntlich erst 1814 durch Savigny hervorgeho- 
ben aber auch vollständig nachgewiesen. Dieselbe trat nun bei sei- 
ner Schule so sehr in den Vordergrund , dass man die rationelle 
so gut wie aufgab; und da man auch auf die in der factischen 
Unterlage des Rechts liegenden, dasselbe miterzeugenden, Mo- 
mente vorerst principiell kein Gewicht legte, so konnte der 
historischen Rechtsphilosophie der Vorwurf gemacht werden, sie 
sey auch nicht einmal Philosophie; sie gab ja kaum mehr als 
nur den allgemeinen Entwicklungsgang, gewisser Maassen eine 
Naturgeschichte des Bechts, aber es ward bald klar, dass man 
dabei nicht stehen bleiben dürfe. Freunde oder Angehörige der 
historischen Schule machten daher Versuche weiter zu gehen, 
wobei sie die schon frühere skeptische dem Benthamismus ver- 
wandte Rechtsphilosophie Hugo 's nur wenig berücksichtigten. 
Vor allem sind hier Stahl und Puchta zu nennen 2 ), seit dem 
Jahr 1840 tritt aber der Meister selbst auf und zeigt sich in sei- 
nem Systeme des heutigen römischen Rechts als den gründlich- 



1) S. Fichte a. a. 0. S. 277 ff; 

2) Die Rechtsphilosophie des Verfassers sollte gleichfalls den Charakter 
einer historischen haben , doch wird in derselben den beiden andern Grund- 
lagen des Rechts grösstmögliche Rechnung getragen. Er versuchte von da 
aus, wo die Ansichten der Schule, zwischen 1815 und 1830 standen, weiter 
tu gehen und vom historischen in das psychologische und endlich in das 
speculative Gebiet aufsteigend , die letzten Gründe des Rechts nachzuweisen, 
sie genauer zu bestimmen und aus ihnen die Natur des in der Geschichte 
(ich gestaltenden Rechts zu erklären. 

Zeittcfar. für St*«Uw. 1851. 2» He». 16 
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sten Kenner aller, das Recht schaffenden Ursachen, so dass 
man von der Realität einer historischen Rechtsphilosophie sprechen 
kann, welche nur ihren Anspruch auf Exclusivität aufzugeben 
hat, um im Bunde mit dem sich umgestaltenden Rationalismus 
und den pragmatischen Bestrebungen diese Wissenschaft ihrer 
Vollendung entgegenzuführen. Wer die Schriften dieser drei 
berühmten Häupter der historischen Schule mit Aufmerksamkeit 
liest, wird finden, dass bei ihnen die drei Grundlagen des Rechts, 
welche wir hervorgehoben, ihre Anerkennung finden. 

Wenn nämlich Savigny den Ursprung alles Rechts im 
unmittelbaren, mehr als Gefühl und Glauben, vorhandenen Be- 
wusstseyn der Völker in ihrer Kindheit findet '}, wenn Puchta 
einen angeborenen Rechtssinn im Menschen annimmt, und 
daraus die stillschweigend sich bildenden Ueberzeugungen her- 
leitet, welche die wahre Basis des Gewohnheitsrechts sind — 
so erkennen beide — wie die eine, als constans perpetua vo- 
luntas wirkende, justitia annehmenden Philosophen und Juristen 
des Alterthums, und wie die Schotten Adam Smith und 
Dugald Stewart, einen eignen Grundzug der menschlichen 
Natur an, welche uns drängt das Gerechte, als etwas durch 
unsre Natur nothwendig Gebotenes zu wollen — und könnten 
sich leicht mit den Hegelianern verständigen, welche, obwohl sie 
vom Daseyn eines Rechtstriebs als solchen nichts sagen , doch 
im Rechte nur die Satzungen des allgemeinen Willens finden, 
der doch wohl deshalb es ist, weil seine Gebote, wie Kant sagt, 
sich zu einem allgemeinen Gesetze eignen. Hat nun auch 
Stahl 1 } sich ausdrücklich gegen die Idee der justitia, als einen 
solchen das Recht von Innen erzeugenden Vernunfttrieb, erklärt, 
so erkennt er doch auf andere Weise eine rationelle Grundlage 
des Rechts ausdrücklich an — nämlich die, welche durch die 
von ihm so sehr hervorgehobenen Rechtsideen gebildet 
wird, deren wissenschaftliche Entwickelung und Beleuchtung 
ja seine, so wie jede andere Rechtsphilosophie, zum Ge- 
genstande hat. 



1) Vom Beruf unsrer Zeit. S. 8 ff. 

2) Rechtsphilosophie IL S. 244, und. dessen Antikritik Bd. I. S. 586 ff. 
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2) Was die von uns sogenannte materielle Grundlage 
des Rechts betrifft , die, wie wir zeigten , in den concreten Ver- 
hältnissen der menschlichen Collectivexistenz besteht, so haben 
die drei genannten Männer sie ausdrücklich, obwohl jeder nach 
seiner Weise, anerkannt. Savigny unterscheidet B. I. S. 333 
seines Systems in jedem Rechtsverhältnisse zwei Stücke : erstlich 
den Stoff, d. h. die (blos factische) Beziehung von Person zu 
Person und zweitens die rechtliche Bestimmung dieses Stoffs. 
Das erste Stück (sagt er) können wir als das materielle 
Element der Rechtsverhältnisse oder als die blosse That- 
sache in demselben bezeichnen; das zweite als ihr formelles 
Element, d. h. als dasjenige, wodurch die thatsächliche Be- 
ziehung zur Rechtsform ') erhoben wird. 

Puchta nennt dieses Element die factische Unterlage alles 
Rechts 1 ); und bei Stahl ist es nothwendig der Inbegriff aller 
Verhältnisse und Einrichtungen des Gemeinlebens, welche 
stets ihre von Gott stammende Naturbestimmung — also ihren 
r&log haben, den in ihnen zu erkennen und richtig anzugeben 
das Geschäft des Rechtsphilosophen ist, während der Gesetzgeber 
eine demselben gemässe rechtlich oder staatlich geltende Form 
dem auf ihm ruhenden socialen Verhältnis« zu geben hat. 

3) Die Anerkennung der historischen Grundlage des Rechts 
durch die Anhänger der historischen Schule endlich ist so vollstän- 
dig, dass sie wie schon bemerkt, die beiden andern als constitui- 
rende Elemente des Rechts häufig ganz übersehen, obwohl sie 
unbewusst dieselben doch voraussetzen. Ein Hauptergebniss dieser 
Annahme ist a) die, dass nur das sog. positive Recht für 
wirkliches Recht erklärt wird Und erklärt werden muss, und 
b) die dialectische Feststellung von drei Rechtsquellen, ausser 
welchen keine vierte gelten kann, nämlich des Gewohpheits-, 
des Gesetzes- und des Juristenrechts 3 ). Da dieselbe 

1) Es besteht nach unserer Auffassung in der Verbindung des ratio- 
nellen und historischen Elements , weil es ja nichts anders als eine 
geschichtlich bindend gewordene, besondere Rechtsansicht ist. 

2) In der seinem Cursus der Institutionen vorangeschickten juristischen 
Encyclopädie. 

3) Der Verf. versuchte eine Deduction der drei Rechtsquellen schon 
1830 in seiner Doctrina juris philosophica. 

16* 
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längst auch in die Lehrbücher des positiven Rechts überging, 
so ist sie nichts Neues mehr in der Wissenschaft. Indessen hat 
man fast nichts gethan, um sie auch vom Standpunkt des Ra- 
tionalismus aus zu begründen, und die in ihr liegenden wichtigen 
Consequenzen hervorzuheben. Die mit ihr leicht vereinbarliche 
Unterscheidung des Volksrechts und des Juristenrechts 
Beseler's hat einen kleinen Krieg zwischen ihm und Puchta 
hervorgerufen , während im Grunde doch kein Widerspruch zwi- 
schen den Grundansichten beider Gelehrten besteht. 

Um hier noch einen Augenblick auf die reinen Rationalisten 
zurückzukommen , so haben dieselben den grossen Fehler be- 
gangen, sowohl das materielle als das historische, das 
Recht gestaltende Element wenn nicht immer zu verwerfen oder 
zu übersehen ') , es doch zu gering anzuschlagen ; die Endergeb- 
nisse ihrer nur Rechtsideen gebenden Deductionen sollten wirk- 
lich. geltende Rechtsgrundsätze seyn , obwohl modificirbare 
nach Ort und Zeit; selbst ihr angewandtes Nalurrecht construirte 
die einschlagenden factischen Verhältnisse a priori; ihre Systeme 
enthielten daher nur Abstractes, die von ihnen aufgestellten Grund- 
sätze waren auf das Concrete im Leben nicht unmittelbar an- 
wendbar und, ob sie gleich diess glaubten, kein wirkliches 
Recht. 



1) Wenn man Kant's Grundansicht über das Recht scharf analysirt, so 
findet man, dass er unbewusst auch die drei Grundlagen annahm, sie aber 
auf eine ihm eigene einfache Weise bezeichnete. Er setzt nothwendig die 
Coexistenz von Menschen voraus (die er freilich nur abstract nimmt), 
und giebt so jedenfalls eine factische Unterlage zu; sein Rechtsprincip : 
handle so, dass die Freiheit deiner Willkühr mit der Freiheit aller (nach 
einem allgemeinen Gesetze) bestehen kann, enthält sein Normalprincip für 
die rationellen Grundlagen des Rechts; die daraus abgeleiteten Grund- 
sätze sind ihm aber nur provisorisches Recht, das durch die 
Zustimmung der Betheiligten, d. h. durch die geschichtliche That- 
sache der Anerkennung der von ihm aufgestellten Rechtsideen — wirk- 
lich bindendes Recht wird. — Dessen Rechtslehre S. 74. Ganz entschieden 
giebt aber Fichte die drei Grundlagen zu, wenn er nach der Annahme der Co- 
existenz der einzelnen Ich die sich als gleiche ansehen müssen, das dadurch 
begründete Verhältniss durch Vertrag so regulirt haben will, dass diese 
Gleichheit gelte und so das Recht entstehe. 
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Für die Bestimmung der Begriffe jedoch und für die Analyse 
derselben erwarben die Rationalisten sich Verdienste und in so weit 
ist ihre Richtung auch jetzt noch beizubehalten — allein als rein 
diabetisches Verfahren, welches aber von den nothwendig vor- 
auszusetzenden Thatsachen, wodurch das ganze sociale Leben 
gebildet wird, auszugehen hat, um keine blos auf Sand gebaute 
Theorie aufzustellen. Dass hiebei der durch das Wesen des 
Rechts gebotene, oben beleuchtete Standpunct immer festgehalten 
werden müsse, und kein unbestimmtes Räsonniren, kein Einmischen 
von Zweckmässigkeits- oder philanthropischen Gründen stattfinden 
darf, so lange es sich lediglich vom Aufstellen von Rechtsgrund- 
sätzen handelt, bedarf kaum der Erwähnung , obwohl viele sehr 
glänzende Geister sich in dieser Beziehung nach verschiedenen 
Richtungen hin bisher verirrten '). 

Um solchen Verirrungen vorzubeugen, ist der schon oben 
S. 236 bezeichnete Charakter der nach der Gerechtigkeit stre- 
benden Grundrichtung des Willens, oder des daS Gerechte und 
die Verwirklichung des Rechts anstrebenden (ethischen) Grund- 
oder Urwillens — und desshalb das Wesen der practischen Idee 
der Gerechtigkeit genauer zu untersuchen und zu bestimmen und 
zwar theils psychologisch theils dialectisch. Ein Versuch hierzu 
ist in des Verfassers Rechtsphilosophie vom Jahr 1839 gemacht, 
aber kaum beachtet, oder wenn diess geschah, nicht richtig auf- 
gefasst worden. Seitdem hat der Verfasser nicht aufgehört, seine 
Anschauungen den strengsten Prüfungen zu unterwerfen, allein 
er kam immer wieder auf dieselben zurück. Der nachfolgenden 
Ausführungen wegen glaubt er zum Schlüsse dieses Paragraphen 
eine abermalige freilich sehr gedrängte Darstellung derselben 
geben zu dürfen, zumal weil Stahl in seiner öfter angeführten 
Antikritik auf das schärfste gegen die ganze Ansicht sich aus- 



1) Der Verf. muss in dieser Beziehung den § 11, v. B. II, Cap. II bei 
Stahl hervorheben, wo er sagt : das positive Recht unterliege hinsichtlich der 
Rechtsideen ,' welche es zu realisiren hat, dem Maassstab der Gerech- 
tigkeit, Sittlichkeit, Zweckmässigkeit u. s. w. Auf das gründ- 
lichste hat nun Herr Prof. Fichte in dieser sowie in allen andern 
Beziehungen die Stahl'sche Rechtsphilosophie als eine wissenschaftlich un- 
genügende nachgewiesen. — Darstellung S. 481 folg. 
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gesprochen hat. Und zwar beginnt der Verfasser damit zu zeigen : 
dass Philosophen und Juristen der verschiedensten Schulen oder 
Richtungen denselben Ansichten oft unbewusst oder auf eine 
nicht richtige Weise huldigen. 

1) In letzter Beziehung ist es für den Verfasser wichtig an- 
zuführen, dass die Realität des, als practische Idee den Willen 
leitenden, die Pflicht der Gerechtigkeit ihm auflegenden und 
zur Tugendübung der letztern führenden, Rechtstriebes von 
Philosophen und Denkern, die von den verschiedensten Grund- 
lagen der Moral ausgehen, anerkannt wird. 

Ist es z.B. keine Anerkennung derselben, wenn Benthum, 
dem die Moral nur Deontologie und die einzige vom Menschen 
zu achtende Tugend nur Klugheit ist, diese in die prudence per- 
sonelle und extrapersonelle spaltet 1 ), und die letzte, im Allge- 
meinen bienceillance genannt, eintheilt in die justice oder bienveil- 
lance negative und die bienfaisance oder bienveillance positive 2 ). 

Auf einer ganz entgegengesetzten Seite stehend erkennt, 
freilich auf eine nach unserer Ansicht unrichtige Weise ihn auf- 
fassend, Jarcke den Rechtssinn als eine eigene Richtung der 
Liebe an, indem er sagt 3 ): „ Allerdings ist das Gebot der 
Liebe das höchste Gesetz, aus dem beide — Gerechtigkeit 
und Wohlwollen oder Liebe im engern Sinne hervor- 
gehen. Auch beruht auf dem Gebote der Liebe alle Heiligkeit 
des Rechts und das Verbot des Eingreifens in die Sphäre der 
Freiheit, des Eigenthums und die Rechte anderer, weil eine Ver- 
letzung der Art der Liebe geradezu zuwider wäre*). Allein 



1) Deontologie, on Science de la Morale (aus d. Englischen v. Bowring). 
Brux. 1834. I. p. 191. 201. 213. 

2) Bentham'g Ansichten erinnern hier an die ihm verwandten von Chr. 
Thomasius, der zur Verwirklichung der Lebenszwecke die Befolgung von 
drei Grundsätzen empfiehlt, nämlich das princ. Honesti, Justi und Decori, 
für deren jeden er eine eigene Formel aufstellt, während sie alle einen eu- 
dämonistischen Zweck haben. S. mein Lehrbuch der Rechtsphilosophie S. 56. 

3) Vermischte Schriften I. S. 283. 

4) Dieser Grund ist nicht stichhaltig, denn wer ein Recht angreift, ver- 
letzt mehr als das Gebot der Liebe, nämlich die von ihr unabhängige und 
strengere Pflicht der Gerechtigkeit. 
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das Recht mit Allem, was daran hängt, ist von einer andern 
Seite ein Gegensatz gegen die Aufopferung und Hingebung der 
Liebe" u. s. w. 

Besonders merkwürdig ist es-, dass zwei der ersten Denker 
unsers Jahrhunderts sich auf die klarste Weise für die Realität 
der Gegensätze der Ideen von Recht oder Gerechtigkeit, des 
Wohls oder der Nützlichkeit und des Wohlwollens aussprechen, 
nämlich Guizot und Hegel. 

In einer von uns anderswo abgedruckten Stelle (Rechts- 
philosophie S. 204) sagt der erste: 

Si Ton demande, si le principe d'utilite, ou celui de la 
justice doit etre prefere, il faut dire que la justice ä rendre 
ä notre semblable doit prevaloir. Elle borne la sphere de nos 
libertes. S'il s'agit de notre propre droit il est souvent de notre devoir 
d'y renoncer soit par Philanthropie ou generosite soit pour 
l'utilite. — Und Hegel bemerkt im §.134 seiner Rechtsphilosophie: 

„Weil das Handeln für sich einen besondern Inhalt und be- 
stimmten Zweck erfordert, das Abslractum der Pflicht aber noch 
keinen solchen enthält, so entsteht die Frage: Was ist Pflicht? 
Für diese Bestimmung ist zunächst noch nichts vorhanden als 
diess: Recht zu thun und für das Wohl, sein eigenes Wohl 
und für das Wohl in allgemeiner Bestimmung, das Wohl Anderer 
zu sorgen." 

Endlich freuen wir uns, einen der neuesten Schriftsteller 
über die Ethik Herrn Prof. Fichte als einen Gewährsmann der 
Richtigkeit unserer Grundanschauungen aufführen zu können , der, 
nachdem er zunächst drei practische Ideen des Ur- oder Grund- 
willens sich gegenüberstellt, nämlich die des Rechts, der er- 
gänzenden Gemeinschaft und der Gottinnigkeit, in 
der zweiten zwei Richtungen, nämlich die der (uninteressirten) 
Liebe oder des reinen Wohlwollens und die des Strebens 
nach Vollkommenheit (eine höhere Auffassung des Utilitäts- 
princips) unterscheidet '). 

Die Annahme der drei Grundrichtungen unsers Willens im 
socialen Leben beruht aber auch auf unwiderleglichen Gründen 
und Thatsachen. 



1) System der Ethik L S. 18 — 21. 
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a) Der in Gemeinschaft mit Andern lebende Mensch kann 
wirklich nur nach drei Hauptrichtungen hin seinen Willen be- 
stimmen, nämlich entweder nur das wollen, was er aus Rücksicht 
auf sich selbst begehrt, oder er kann lediglich aus Rücksicht für 
einen Andern etwas wollen oder endlich durch die Berücksich- 
tigung des zwischen ihm und Andern bestehenden Verhältnisses 
zum Wollen bestimmt werden. Im erstem Falle handelt er aus 
Selbstliebe, und will das ihm Nützliche verwirklichen, 
dessen höchstes Ziel die grösstmögliche Vollkommenheit 
seines ganzen Seyns ist; im zweiten ordnet er das eigene In- 
teresse der hingebenden Zuneigung für den Andern, also das 
eigene Wohl dem fremden — die Selbstliebe dem Wohlwollen 
unter. Im dritten stellt er sich die Frage: wie viel er dem 
neben ihm stehenden andern Willenssubjecte gegenüber wollen 
darf; also ob er gewisse Handlungen vornehmen darf oder nicht 
darf, um das durch das Daseyn des Andern gegebene von ihm 
nothwendig anzuerkennende Verhältniss nicht zu verletzen. Da 
nun gerade dieses Verhältniss, wenn es auf diese Weise oder 
in diesem Sinne von ihm berücksichtigt und dann Richtschnur 
seines Wollens und Handelns wird , das Rechtsverhältniss ist , so 
wird diese Grundrichtung nicht ungeeignet die Gerechtigkeit (im 
Sinne der Alten) genannt, oder wenn man will, Gerechtigkeits- 
gefühl , Gerechtigkeitsliebe , Rechtssinn u. s. w. Auf jeden Fall 
ist sie,, weil das Motiv des Wollens von den Motiven des Stre- 
bens nach dem eigenen Wohl und des Wohlwollens durchaus 
verschieden ist, nothwendig für eine eigene Grundrichtung des 
ethischen Willens zu erklären. 

b) Aus dem Daseyn derselben in allen Menschen erklären 
sich Ideen und Begriffe, die sonst inhaltlos wären, wie die der 
Würdigkeit, der Schuld, des Verdienthabens, der Vergeltung, 
es komme als Belohnung oder als Strafe vor — Begriffe, welche 
nur .als Rechtsbegriffe Sinn und Bedeutung haben , und weder 
aus dem Nützlichkeitsprincip noch aus der Idee des Wohlwollens 
abgeleitet werden können. 

c) Ferner muss hier angeführt werden, dass jede Ungerech- 
tigkeit, die eigene wie die fremde, Gefühle des Schmerzes, das der 
Reue oder der Entrüstung, und der Sieg des Rechts das einer 
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freudigen Genugtuung erzeugt, und dass in jeder Religion die 
Gottheit zugleich als der höchste Richter, der die Gerechten 
belohnt und die Ungerechten bestraft, aufgefasst wird. 

d) Endlich ist der eigenthumliche Charakter des juristischen 
Denkens als Reweis Tür die Annahme der hier besprochenen 
Grundrichtung anzuführen , das in den Entscheidungen und Aus- 
sprüchen der classischen Juristen der Römer so bewunderungs- 
würdig hervortritt, und von solcher Wichtigkeit ist, dass jede 
rechtsphilosophische Theorie eine Analysis dieser eigentümlichen 
Geistesfunction zu geben hat. 

in. Die Rebandlung der Rechtsphilosophie 
im Allgemeinen. 

Man wird wohl sagen dürfen: die Rechtsphilosophie solle 
die speculativ-pragmalische Darstellung der Grundlagen des Rechts 
und die Wissenschaft der Rechtsideen seyn. Sie hat Grundsätze 
aufzustellen , deren Richtigkeit mit vollständiger und , in wie weit 
es die speculative Seite der Wissenschaß erfordert, mit apodicti- 
scher Evidenz zu beweisen , deren Nachweis als das Rechtsleben 
gestaltender Gesetze zu liefern , und deren Anwendung endlich 
auf die in der Geschichte oder Erfahrungswelt nothwendig ge- 
gebenen Socialverhältnisse zu zeigen ist. 

Der Gegenstand der Wissenschaft wird aber ein dreifacher 
seyn — das Leben selbst , das juristische Denken 
und der geschichtliche B ildu.ngsprocess alles Rechts. 
Diess ist durch die drei Grundlagen des Rechts gegeben, und 
besonders in der Begründungslehre oder wenn man so sagen 
will, im allgemeinen Theile der Wissenschaft festzuhalten. 

I. Jede Rechtsphilosophie wird daher mit einer sog. juristisch- 
politischen Anthropologie beginnen, die in einen psycho- 
logischen und einen ethnologischen Theil zerfällt; in 
jenem beschaut sie das Leben der Einzelnen, in diesem das der 
Völker; denn das Socialleben der Menschen ist ja nichts Anderes 
als die vermittelst des Handelns sich fortbewegende Kraftentwick- 
lung der Triebe und Bedürfnisse der Einzelnen in beständiger 
Berührung mit der Gesammtheit und den gemeinsamen Interessen. 
Die juristische Anthropologie hat daher ein gründliches und un- 
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befangenes System der Triebe und Bedürfnisse der Menschen, 
wie sie im Socialleben erscheinen, zu geben, den Charakter 
dieses Lebens in festen Grundzügen darzulegen und endlich durch 
ethnographische Vergleichungen die verschiedenen Formationen 
desselben nach der Rassenverschiedenheit (jn wie weit diese 
wirklich von Bedeutung ist}, nach der Nationalität, dem Volks- 
charakter und der Culturhöhe, sowie nach dem Clima , dem Lande 
und seinen natürlichen Erwerbsquellen u. s. w. anzugeben und 
zu beleuchten. Auch die Staatswissenschaft pflegt mit einer sol- 
chen psychologisch-ethnographischen Propädeutik zu beginnen, 
und da verschiedene Gelehrte, freilich bis jetzt noch wenige, 
sich mit diesen für die Staats- und Rechtsphilosophie uncrläss- 
Iichen Studien befasst haben , so haben wir nur anzugeben , in 
wie weit die Leistungen dieser Männer befriedigend sind oder nicht. 

Wenn wir von Montesquieu und Goguet Umgang 
nehmen, weil ihre obwohl sehr oft richtigen und was den erstem 
betrifft, höchst geistreichen Auffassungen für die Gegenwart 
nicht mehr genügend sind, so haben wir um so mehr, was 
Hugo, Zachariä, Schmitihenner. und allermeisten« 
Schützen berger in dieser Beziehung geleistet haben. 

Hugo's von §. 38 bis §. 151 oder S. 49— 192 in der vierten 
Auflage seiner Philosophie des positiven Rechts (v. J. 1819) 
fortlaufende juristische Anthropologie ist mehr eine nach gewissen 
Gesichtspunkten geordnete psychologisch-historische und ethno- 
graphische Notizensammlung — in welcher der Mensch als Thier, 
als vernünftiges Wesen und als Mitglied einer be- 
stimmten Verfassung (d.h. eines concreten Staates) beschaut 
wird. Die bekannte Rechtseintheilung der römischen Juristen infus 
naturale, gentium et civile dient hiebei als Muster. Die Ausführung 
des Grundgedankens durch den scharfsinnigen Mann kann aber 
nicht für gelungen gelten und kann weder die Philosophen noch 
die Staatsmänner befriedigen , weil er fast immer nur darauf aus- 
geht, die Licht- und Schattenseite oder die vortheilhafte oder 
nachtheihge Seite der menschlichen Zustände anzugeben. Diess 
passte ganz gut zu seiner eigenen Behandlung der Rechtsphilo- 
sophie, die eine skeptische genannt werden kann, indem Hugo 
nichts absolut Notwendiges im Rechte zulässt, sondern immer 
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zeigen will , dass von allem Möglichen auch das entgegengesetzte 
Rechtens seyn könne; also Sklaverei und NichtSklaverei , Ehe 
und Promiscuität, Privateigentum und ein communistischer Rechts- 
zustand, ja sogar eine gänzliche Absorbirung des Privatrechts 
durch das öffentliche Recht. Es hat Schreiber dieses oft be- 
fremdet, dass Hugo von den neusten Socialreformatoren ganz 
und gar übersehen worden ist, er steht häufig auf der Seite 
eines Fourier oder Proudhon, und kennt ganz gut einen 
der Yorläufer derselben im vorigen Jahrhundert, nämlich den 
Abbe Morelly, dessen Code de la nature 1753 einst Diderot 
zugeschrieben wurde. Neustens (1847 — 1850) hätte Julius Fr ö- 
b el in seinem System der socialen Politik sich recht wohl auf Hugo 
als einen bedeutenden Gewährsmann berufen können , denn seine 
Ansicht ist ebenfalls : es müsse zuletzt das Privatrecht im öffent- 
lichen gänzlich aufgehen. Was Zachariä betrifft, so ist zu 
bedauern, dass seine so schätzbaren Untersuchungen mehr compi- 
latorischer Art sind als kritisch und nicht zur organisch-wissen- 
schaftlichen Einheit verarbeitet; sie enthalten indessen die bis 
jetzt vollständigsten Zusammenstellungen des Hiehergehörigen, so- 
gar mit der nun unentbehrlich gewordenen Berücksichtigung der 
nationalökonomischen Wahrheiten, die aber nirgends auf eine für 
einen Rechtsgelehrten mehr geeignete Weise in die juristisch- 
politische Anthropologie verwebt sind, als in dem geistreichen 
Werke Schützenberge r's (Les lois de l'ordre social — Paris 
et Strasbourg 1849 — 50, 1. 1. liv. IV. p. 82 — 112). Da Schrei- 
ber dieses an einem andern Orte ausführlich von diesem Werke 
gesprochen hat '), so genügt es ihm, hier auf die Wichtigkeit 
desselben gerade , was die der juristisch-politischen Anthropologie 
zu gebende Richtung betrifft, hinzuweisen, zugleich aber die von 
ihm schon gemachte Bemerkung zu wiederholen, dass der Verf. 
sich nicht selten zu sehr in's Allgemeine für unsere Wissenschaft 
Irrelevante verloren hat. Als Muster würde Schmitthenner 
am meisten zu empfehlen seyn, wenn in dessen politischer 
Anthropologie und Ethnologie nicht zuweilen Minderwichtiges her- 



1) Zeitschrift für die Gesetzgebung des Auslands Bd. XXIII. Heft II.- von 
1851 , S. 158 folg. 
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vorgehoben und Wesentliches dagegen zu wenig berücksichtigt 
wäre. Was die ethnologischen Studien überhaupt betrifft, so ist 
freilich zu beklagen, dass die Rechtsgestaltungen der Völker von 
den Ethnographen bis jetzt noch sehr unbefriedigend dargestellt 
sind, und dass deshalb viele, sonst sehr schätzbare Werke, wie 
Pritchard's Naturgeschichte des Menschengeschlechts, und 
Klemm 's Culturgeschichte überaus viel zu wünschen übrig 
lassen, wie es überhaupt zu bedauern ist, dass die Verfasser 
solcher so wichtigen Werke keine juristische Studien gemacht 
haben. 

Stahl's Rechtsphilosophie muss leider, was die dazu nö- 
thige anthropologische Propädeutik betrifft, für misslungen er- 
klärt werden, seine christlich theologisirende Richtung hält ihn 
ab, auf alle sonst für das Recht so wichtige Lebensthäligkeiten 
der Menschen die gebührende Rücksicht zu nehmen. 

Wir halten es nicht für nöthig hier den Schematismus einer 
juristischen ethnographischen Anthropologie zu geben, bemerken 
indessen nur, dass nach dem Reispiele Schützenberger's 
zu beleuchten sind; 1J die allgemeine, auf Selbsterhaltung, das 
Wohl und die Reproduction der Gattung gerichtete Thätigkeit 
der Menschen; 2} die ökonomische; 3) die sittlich-religiöse und 
ästhetische, oder vielmehr auf Kunst und Wissenschaft gerichtete 
In der Ethnographie wird es nicht genügen, die vier be- 
kannten, obwohl juristisch-politisch belangreichen Culturstufen 
der Völker zu charakterisiren , sondern auch die verschiedenen 
Grade der politischen Reife derselben, also ob ihre Staaten noch 
sogenannte Naturstaaten sind, oder ideocratisch gestaltete , ob 
ein Volk Eigenthum eines Herrschers ist, oder ein bevormun- 
detes, oder ein sich selbst regierendes u. s. w. müssen erörtert 
werden l ). 

II. Das juristische Denken oder das Beurtheilen so- 
cialer Verhältnisse, vom Standpunkte der Gerechtigkeit aus, es mag 
nun stattfinden zum Zwecke einen Rechtsstreit zu entscheiden, 
oder um durch allgemeine Normen die juristische Seite eines 

1) In letzter Beziehung ist nun in Bluntschli's allgemeinem 
Staatsrecht historisch begründet. I. Abthl. München, viel Treffliches 
geleistet. Man vermisst bei ihm nur eine gewisse dialectische Schärfe. 
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socialen Verhältnisses zu bestimmen, oder um Rechtsideen auf- 
zustellen und zu begründen, geht auf folgende Weise von 
Statten. 

1) Bei der richtenden Thätigkeit so, dass 

a) zuerst alle thalsächlichen Momente des zu beurteilen- 
den Verhältnisses .aufgesucht und constatirt werden. 

b) Dann wird herauszufinden versucht, in welchem Um- 
fange der Wille der bei dem Verhältnisse betheiligten 
Subjecte gegeneinander gelten müsse, d. h. in wie weit 
der Eine den des Andern achten , diesem also ein 
Recht zugestehen sich aber für verpflichtet halten oder 
erklären müsse, und zwar in Anbetracht jener that- 
sächlichen Momente, sie mögen, wie schon bemerkt, in 
Eigenschaften der Personen, dem Gegenstande oder den 
das Social-Verhältniss erzeugenden Thatsachen liegen. 

c) Augenmerk und Zweck des Beurtheilenden ist, das zu 
prüfende Verhältniss als das, was es ist, oder wofür 
es anerkannt ist, zu erkennen und dessen Aufrecht- 
haltung (also die Unverletzlichkeit der auf dasselbe sich 
stutzenden Berechtigungen und Verpflichtungen} aus- 
zusprechen. Da nun die socialen Verhältnisse unter der 
unabänderlichen Naturnothwendigkeitder Aussen- 
welt stehen, durch die Anforderungen des geistig 
Nothwendigen und durch das, was durch Ver- 
einbarung für nothwendig erklärt ist, den ihnen 
eigenthümlichen Charakter erhalten, so ist die Geistes- 
thätigkeit des Richtenden oder eine Rechtsnorm Su- 
chenden darauf gerichtet, gerade dieses Nothwendige 
aufzufinden. Indem diess geschieht, sucht er den, 
von Stahl für «massgebend erklärten, relog auf, nur 
ist es hierbei nicht nöthig, den Willen Gottes erkennen 
zu wollen, oder die von Gott den socialen Verhält- 
nissen gegebene Bestimmung , sondern nur die wahre 
Natur der Sache. 

d) Das Verfahren des Rechtssuchenden ist hier nun dem 
des Mathematikers gleich. Er will das, den gegebenen 
Verhältnissen gemässe Wesen, und zwar, wo es nöthig 
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ist, in Folge eines strenglogischen Verfahrens, erken- 
nen und darthun. — Wir haben hier nur auf gut redi- 
girte Entscheidungsgründe eines richterlichen Urtheils 
hinzuweisen um verstanden zu werden. 
2) Ein solches Verfahren befolgt auch der Gesetzgeber, 
wenn er die rechtliche Seite socialer Verhältnisse durch allge- 
meine Normen zu reguliren hat. Nur wird er häufig die Conse- 
quenzen des strengen Rechts durch Rücksichten des Gemeinwohls 
modificiren, auf eigentümliche Volksansichten ein entscheidendes 
Gewicht legen und überhaupt das zu gestaltende Recht den Be- 
dürfnissen der concreten Rechtsgenossenschaft, deren Gesetz- 
geber er ist, anpassen. Endlich hat auch, wie schon oben 
bemerkt, der Rechtsphilosoph bei Aufstellung einer Theorie 
von Rechtsideen so zu verfahren. 

3} Zu diesem Zwecke muss er die, jedes Rechtsverhältniss 
beherrschenden, Momente stets im Auge haben, die Bedeutung 
eines jeden verstehen und , in wie weit, in den Hauptarten der 
Rechtsverhältnisse, das eine oder das andere Moment präponde- 
rirend ist, es als das Maassgebende erfassen und beleuchten. 
Es lassen sich nun über jedes der drei Hauptmomente der 
Rechtsverhältnisse allgemeine Grundzüge aufstellen, und die Glie- 
derung derselben nach diesen, namentlich dem Momente der 
Person, der Sachen und der Handlungen, hat das römi- 
sche Institutionensystem veranlasst, während man durch eine 
streng dialectische Durchführung derselben, wie schon Hugo 
zeigt, zu weitergehenden Ergebnissen in der wissenschaftlichen 
Anordnung des Stoffes in jeder Rechtslehre gelangt; von einer 
solchen hier zu sprechen ist aber nicht nöthig. 

Im Privatrechte geht aus der allseitigen Beleuchtung des 
Momentes der Person die nachher näher zu besprechende Lehre 
von der juristischen Persönlichkeit hervor; aus der des zweiten 
Moments die gleichfalls ausführlicher von uns zu erörternde 
juristische Güterlehre, welche durch die Eigenthumsfrage be- 
herrscht wird. 

Was die im Rechte belangreichen Thatsachen betrifft, 
so hat das Naturrecht den grossen Fehler begangen, unter den- 
selben zunächst nur die Verträge als Facta der ersten Bedeu- 
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tung aufzufassen und zum Gegenstande ausfuhrlicher Theorieen 
zu machen. Es ist aber klar, dass dieser beschränkte Stand- 
punkt aufgegeben werden muss. 

Das Rechtsverhältniss als concretes Yerhältniss von Person 
zu Person kann nicht vorkommen, wenn nicht in Folge irgend 
einer Thatsache die bei demselben Betheiligten in eine Be- 
rührung mit einander gekommen sind , welche ihre gegenseiti- 
gen Freiheitssphären entweder begründet oder auf irgend eine 
Weise modificirt. Diese Thatsache kann ein Ereignis s seyn, wie 
z. B. Geburt oder Tod, oder eine Handlung und zwar eine 
gemeinsame beider oder eine einseitige des Rechte Erwer- 
benden oder des sich Verpflichtenden. Da nun selbst die Ereig- 
nisse, welche Rechtsveränderungen herbeigeführt, entweder durch 
Handlungen begleitet sind, oder Handlungen vorangehen, oder 
ihnen folgen, so sind es die Handlungen, welche vor allen) 
als das dritte Hauptmoment des Rechtsverhältnisses in jeder 
rechtsphilosophischen Theorie zu beleuchten sind. Der Vertrag 
ist als eine Unterart desselben, und zwar zweiter Ordnung, zu 
charakterisiren. 

Die Fundamentaleintheilung der Handlungen wird notwen- 
dig die in rechtlich mögliche und rechtlich unmög- 
liche seyn. Die ersten werden, in die mehr materiellen 
Handlungen (zu welchen z. B. der Besitz gehört) und die so- 
genannten juristischen, oder die Rechtsgeschäfte, zerfallen, 
von welchen die Verträge dann eine Unterart bilden, die selbst 
wieder in zwei weitere Species zu spalten ist, nämlich in die- 
jenigen Verträge, welche Forderungsrechte, also obligatorische 
Rechtsverhältnisse erzeugen, und solche, wodurch Rechtsver- 
hältnisse anderer Art, z. B. der eheliche Verband u. a. m. ge- 
schaffen werden. 

Was die rechtlich unmöglichen Handlungen betrifft, so 
führt eine dialectisch scharfe Gliederung derselben zur Unter- 
scheidung von a) blos juristisch unwirksamen, z. B. die nich- 
tigen Rechtsgeschäfte; b) den Rechtsverletzungen, welche sind: 
entweder blosse Nichterfüllungen juristischer Verbindlichkeiten, 
oder die Privatdelicte und die Verbrechen. 

In den deutschen Lehrbüchern der Pandecten und des 
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Strafrechts ist bekanntlich seit fünfzig Jahren die Lehre von den 
Handlungen im Rechte so allseitig und vollständig behandelt 
worden, dass es auffallen muss, warum in den Werken über 
Rechtsphilosophie sie so ungenügend beleuchtet worden sind '). 

4) Die Ergebnisse des streng juristischen Denkens, d.h. 
der Beurtheilung socialer Verhältnisse vom Standpunkt der Ge- 
rechtigkeit aus, sind zunächst formeller Art. Es soll durch 
dasselbe nur festgestellt werden, was unter Voraussetzung factisch 
gegebener Verhältnisse, in Gemässheit der diese beherrschenden 
und erkannten Natur der Sache in denselben als Recht ange- 
sehen werden soll. Desgleichen wird die vom rein recht- 
lichen Standpunkte ausgehende Beschauung des Wesens des 
Rechtsverhältnisses überhaupt auch nur zu diesem Ergebniss 
führen. Da der Zweck der juristichen Beurtheilung immer da- 
hin geht, das durch das Wesen der Verhältnisse gegebene Not- 
wendige zu erkennen und anzugeben, jede Notwendigkeit aber 
eine unbedingte oder eine bedingte, eine in jeder Beziehung 
unabänderliche oder eine solche seyn kann, die eine bestimmte 
Zahl von Wegen zur Realisirung zulässt , so wird die in dieser 
Richtung sich bewegende Rechtsphilosophie zeigen : a) was über- 
haupt, oder unter gegebenen Voraussetzungen, Rechtens seyn mus s, 
und was, unter Annahme verschiedener Eventualitäten, Rechtens 
seyn kann. Es wird demnach in jedem Rechtssysteme eine Anzahl 
Grundsätze geben , die in allen Gesetzgebungen vollständig sich 
wiederfinden müssen; wie z. B. der auf die Anerkennug einer 
physischen Notwendigkeit sich stützende Rechtssatz; impossi- 
bilium nulla obligatio, oder der durch die Idee der Gerechtigkeit 
gebotene : nemo dolo suo lucrari potest oder nemo datnno alterius 
locupletior ßeri debet; oder der aus der Natur der Sache fol- 
gende Satz : Possessio atnittitur vel animo vel corpore u. dergl. 
mehr. Während, um auch Beispiele der zweiten Art aufzuführen, in 
jedem Rechtssystem der Satz gelten wird: dass jeder ein seiner 



1) Wenn Hegel auf die Lehre vom Vertrag die vom Unrecht folgen 
lasst , so ist er von einem richtigen Tact geleitet , aber einestheils ist er 
hier des Grundes des Ideengangs nicht klar bewusst, andererseits muss sein 
Abschnitt vom Unrecht, wenigstens von den Juristen, als eine misslungene 
Darstellung angesehen werden. 
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Natur nach von seiner Person trennbares Recht auf eine andere 
zu übertragen für befugt gelten öder erklärt werden muss, 
allein welche Handlung als ein rechtlich gültiger Act einer 
solchen Uebertragung anzusehen sey, auf verschiedene Weise 
bestimmt werden kann. Desgleichen wird überall, wo Privat- 
eigenthum gilt, irgend jemand zum Nachlass eines Verstorbenen 
gerufen werden müssen, während die Bestimmungen hierüber in 
vier verschiedenen Richtungen auseinander gehen können, näm- 
lich entweder so, dass die Gegenstände des Nachlasses als 
res nullius dem ersten Occupanten zufallen, oder alle zu- 
sammen der Rechtsgenossenschaft , oder der Familie des 
Verstorbenen, oder dem von ihm durch letzten Willen Be- 
nannten '). 

5) Der Rechtsphilosoph wird sich nun aber mit diesem Er- 
gebniss und einer ihm so beschränkt scheinenden Auffassung 
des Zweckes seiner Wissenschaft nicht zufrieden geben. Er 
wird nach einem höheren Ziele streben, nämlich nach der Fest- 
stellung höchster sittlicher Principien, welche in jeder Rechts- 
ordnung zu verwirklichen seyen , damit diese den Anforderungen 
der Rechtsidee in jeder, also auch in materieller, Hinsicht ent- 
spreche. Er bildet sich ein Ideal der vollkommensten durch 
die höchste Stufe der Humanitätsbildung verlangten Rechtsver- 
fassung, welche nach und nach bei allen Völkern practisch gel-, 
tendes Recht werden und deshalb ihre, dieser Idee nicht ent- 
sprechenden , factisch existirenden socialen Verhältnisse derselben 
gemäss umgestalten müsse. Er will wissenschaftlich für alle 
Zeiten feststellen: was in letzter Instanz Rechtens sein soll. 
Die Systeme des Naturrechts der Kantischen und Fich ti- 
schen Schule waren nichts anderes als Programme solcher 
Rechtsideale, und auch die spätere Auffassung des Naturrechts be- 
wegt sich entschieden in dieser Richtung 2 ). Der Philosoph 

1) Durch die Combination dieser Richtungen lassen sich noch andere finden, 
weshalb die Gesetzgebungen über das Erbrecht so sehr von einander abweichen. 

2) Diess ist sehr gut gezeigt in Hrn. Prof. Fichtes Darstellung 
der philosophischen Lehren von Recht und Staat $ 68— 76, wo de« älteren 
Fichte von den Juristen so gut wie unbeachtetes, zweites Naturrechtssystem 
in Umrissen wiedergegeben ist. 

ZeiUchr. für SUaUw. 1850. 2» Heft. 17 
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Eschenmayer hat daher das Naturrecht geradezu Normal- 
recht genannt und es als solches wissenschaftlich behandelt. 
Noch entschiedner tritt diese Auffassung der Wissenschaft bei 
Krause hervor; nach welchem das Recht der Organismus 
der zur Verwirklichung der höchsten sittlichen Zwecke erfor- 
derlichen geselligen Einrichtung der äussern Lebensverhältnisse, 
ja als inneres Recht aufgefasst, „der reine Gliedbau der innern, 
zeillich-freien Bedingtheiten des Einen göttlichen Lebens" ist ! ') 

Auch die Stahlische Rechtsphilosophie huldigt, freilich nach 
ihrer Weise als christliche Doctrin, dieser Auffassung. Am be- 
stimmtesten hat sie nun Hr. Prof. Fichte, der als letztes Ziel 
der Rechtsordnung die Verwirklichung der Idee der von ihm 
sogenannten innern Gerechtigkeit aufstellt, welche Ordnung so 
gestaltet ist, dass in ihr jeder Mensch als sittlich vollkommenes 
Subject seinen Genius, d. h. die sittlich inlellectuelle Individuali- 
tät seiner Persönlichkeit zu vollenden im Stande ist 7 ). Man 
darf die höhere Aufgabe der Rechtsphilosophie nicht verwerfen, 
muss aber die Philosophen warnen, sich in der< Verfolgung die- 
ses Zieles nicht auf dem utopistischen Gebiete zu verirren oder 
den nicht immer ehrlichen Tendenzen der modernen Socialisten 
den Weg zu bahnen. Selbst Hugo hat sich in dieser Beziehung 
verstiegen. Man wird sich gegen diese Gefahr verwahren, wenn 
man die durch die Un Vollkommenheit der menschlichen Natur ge- 
gebene Basis, also den anthropologischen und ethnographischen 
Boden nie verlässt, und solche idealistische Zustände nicht für 
möglich hält, welchen der gesunde Verstand alle Realität immer 
absprechen wird, oder deren Durchführbarkeit wie die der 
icarischcn eines Cabet, an jener Un Vollkommenheit der 
menchlichen Dinge ewig scheitern wird. 

Man muss es freilich jedem Philosophen überlassen, in 
diesen Beziehungen sein Ideal aufzustellen und dessen Ver- 
wirklichung für möglich zu erklären und zu empfehlen. Es 
wird aber meistens geschehen, was Baco seiner Zeit schon 

1) Fichte, Darstellung S. 243 ff. 

2) Auf diese Weise glauben wir die in seinem Werke S. 18 ff. an- 
gedeutete in dessen iweitem Bande zu begründende und weiter auszu- 
führende Rechtsansicht unseres gelehrten Freundes wiedergeben zu können. 
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gesagt hat: Philosophi plurima per quam pulchra sed ab usu 
remota tradere söhnt, obgleich auch auf der andern Seite sein 
Urtheil richtig ist, wenn er (wie oft angeführt wird) von den 
Juristen bemerkt : tanquam e vinculis sermocinantur. 

Bis jetzt gab es nur wenige so hochstehende Männer , die 
umfassende, durchaus gründliche juristische Kenntnisse mit staats- 
männischer Weisheit und tiefer philosophischer Bildung verban- 
den, um das menschliche Geschlecht mit einer philosophischen 
Rechtslehre zu beglücken, welche in allen diesen Beziehungen 
befriedigend wäre, obgleich manche viel bleibend Erhebliches 
leisteten, wir nennen hier vor allen Grotius, Montesquieu 
und Savigny. Neustens hat nach unsrer Ansicht Schützen- 
berger, freilich mehr als Jurist wie als Philosoph, den richti- 
gen Weg eingeschlagen. Die in dieser Richtung nach den 
Idealen und deren Verwirklichung sich bewegende Rechtsphilo- 
sophie kann sich aber auf das streng juristische Gebiet nicht 
beschränken, das Recht wird nur vervollkommnet durch den 
Gesammtfortschritt des ganzen Collectivlebens , sowohl den 
materiellen als den intellectuellen und moralischen. Unsere 
Wissenschaft muss sich daher erweitern .zur Socialwissenschaft 
und die verschiedenen Sphären der ergänzenden Gemeinschaft 
hereinziehen. In dieser Beziehung hat Hegel im dritten Theil 
seiner Rechts- und Staatsphilosophie, dem der Sittlichkeit, 
die Aufgabe der Wissenschaft richtig erfasst, aber freilich auf 
eine, wenigstens für den Juristen und den Staatsinann, gewiss 
nicht genügende Weise behandelt; ob er die Ansprüche der Philo- 
sophen befriedigte, wollen wir zu entscheiden andern überlassen'). 

Um die bisher übliche Sprache zu reden sagen wir: es 
handelt sich bei dieser Richtung der Rechtsphilosophie nicht blos 
vom Recht, sondern auch vom Wohl, also von einer Ver- 
bindung des sogenannten Natur rechts mit der Politik. 
Auch die socialen Bedürfnisse der Gegenwart haben die- 
selbe herbeigeführt , und der Verfasser dieses Aufsatzes dürfte 
wohl 1839 der letzte gewesen seyn, der jenes (freilich 

1) Die neueste vor allen zu beherzigende Kritik gab Hr. Prof. Fichte 
§. 104—109 seiner geschichtlichen Darstellungen der philosophischen Lehren 
von Staat, Recht und Sitte. 

17* 
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als Naturlehre des Rechts) getrennt zu behandeln versuchte 1 ). 
Stahl hat gerade dadurch, dass er die Rechtsphilosophie als 
„Rechts- und Staatslehre" auffasste, seiner, eigenthüm- 
lichen Richtung ungeachtet, so viel Anklang gefunden; ein sol- 
cher dürfte auch Schützen berger zu Theil werden, weil 
seine Lois de Fordre social diess doppelte Ziel verfolgen. 

Wir müssen jedoch nochmals erinnern, dass der Rechts- 
philosoph, wenn er die Wissenschaft dieser Auffassung gemäss 
behandelt, die zwei sich so sehr entgegengesetzten Standpunkte 
des Rechts und des Wohls oder (wie wir sagen) der Idee 
der Gerechtigkeit und der der Philanthropie und des Princips der 
Nützlichkeit nicht vermengen , sondern bei der Beleuchtung jedes 
socialen Instituts sie scheiden , also die zwei oder drei Seiten des- 
selben hervorheben muss , freilich immer mit Angabe derjeni- 
gen Idee, die bei demselben jedesmal als die Hauptseite erscheint. 
In dieser Beziehung ist übrigens ein wesentlicher Gegensatz zwi- 
schen der Philosophie des Privat- und der des Staatsrechts 1 ). 
Die streng juristischen Momente sind im ersten, das politische 
im letzten vorherrschend, nur dass hier der Jurist, wenn er 
ein allgemeines Staatsrecht aufstellt, die rechtliche Seite des 
öffentlichen Lebens mehr im Auge hat, der Politiker mehr die 
andere, und dass also der Standpunkt des ersten der der Ge- 
rechtigkeitsidee, der des letzten der der socialen Zweckmässig- 
keit ist. Wir haben schon bedauert , dass bei Stahl die zwei 
Standpunkte fast immer durcheinander geworfen werden, oder dass 
von ihm gar nur der ganz allgemein sittliche eingehalten wird. 
Schützenberger verfährt in dieser Beziehung mit einem rich- 
tigeren Tacte, obwohl bei ihm keine feste Auffassung der so oft 
von ihm angerufenen Ideen der Gerechtigkeit sich findet 3 ). 

III. Die philosophische Beleuchtung der historischen Grund- 
lage des Rechts wurde, vollkommen und allseitig durchgeführt, 
zu einer Philosophie der Rechtsgeschichte führen. Nach diesem 



1) In «einen Vorlesungen hat er diesen Weg in neuerer Zeit verlassen. 

2) Zu weit geht offenbar Stahl, wenn er sagt: Recht im strengsten 
Sinne ist nur das Privatrecht. 

3) Schreiber dieses hat diesen Mangel in seiner Beurtheilung der Lots 
de Vordre social rügen zu müssen geglaubt. 



der Rechtsphilosophie. 259 

Ziele hatte Montesquieu gestrebt, es aber, offenbar aus Man- 
gel philosophischer Bildung und weil überhaupt die Zeit für Studien 
dieser Art noch nicht reif war, nicht erreicht, obwohl er Grosses 
auf diesem Gebiete geleistet. 

Als Capitel in einer rechtsphilosophischen Theorie genügt 
es, die naturwüchsige Entstehung und den natürlichen Entwick- 
lungsgang eines jeden Rechts, die natürlichen Perioden jeder 
Rechtsgeschichte, die Verschiedenheit der Rechtsquellen (und 
zwar vermöge eines dialectischen Verfahrens) und den Charakter 
der verschiedenen Arten von Rechtsgrundsätzen, wie sie in 
jedem positiven Rechte vorkommen müssen, nachzuweisen. Dass 
in diesen Beziehungen sehr viel geleistet wurde durch Savigny, 
Puchta, Beseler und Stahl, ist schon oben (S. 240) gesagt 
worden. Des Verfassers Rechtsphilosophie vom J. 1839 hat 
ebenfalls einige Momente der Wissenschaft auf diesem Gebiete 
hervorzuheben gesucht. Doch gesteht er, dass noch sehr viel 
zu leisten übrig ist; auch zur Berichtigung mancher falschen 
oder schiefen Auffassungen, die im dritten Theile von Hegels 
Rechtsphilosophie sich finden. Besondere Beleuchtung verdient 
die Codificationsfrage , worüber sich die Rechtsgelehrten noch 
gar nicht haben einigen können. Der practische Zweck dieses 
Capitels der Rechtsphilosophie wäre der, leitende Ideen der Ge- 
setzgebungskunde nach der bei den Franzosen so beliebten 
Science de legislation zu geben, wobei eine richtige Würdigung 
der Ansichten Bentham's ihre Stelle finden müsste. Manche 
im positiven Rechte sonst vorkommende und von dessen Aus- 
legern dessen Bestimmungen gemäss mehr oder weniger befrie- 
digend erörterte Rechtsbegriffe wären gleichfalls in diesem Capitel 
zu beleuchten, wie z. B. die der Billigkeit, der Rechtsanalogie, 
des Jus singulare im Gegensatz zum Jus commune , der Begriff 
und Urgrund des Nothrechts u. s. w. 

Doch genug von der Behandlung der Aufgabe der Rechts- 
philosophie im Allgemeinen. Gehen wir zur Beleuchtung einiger 
speciellen Capitel derselben über. Wir beschränken uns indessen 
auf wenige. 
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IV. Behandlung der Lehre von der juristischen 
Persönlichkeit ')• 

Wie Vieles auch schon über die Persönlichkeil im Rechte 
gesagt worden ist, so ist man doch über das Wesen derselben 
nicht einig; allein eine Verständigung fällt nicht schwer. 

Im Rechte ist nur das als Subject von Rechten geltende Wesen 
eine Person. Die Grundlage dieser von der blos factischen sehr ver- 
schiedenen Persönlichkeit ist die innerhalb einer bestimmten Sphäre 
des Gemeinlebens anerkannte Geltung des Willens eines Subjects, 
eine Geltung, in Folge welcher andere Willenssubjecte demselben 
nicht entgegentreten dürfen. Der Träger eines solchen Willens 
ist dadurch Person , gleichgültig ob er ein einzelner Mensch ist, 
oder eine Corporation oder auch ein sociales Institut, ja selbst ein 
zu gewissen Zwecken bestimmter Gütercomplex. Nur kommt dann 
hier vor, dass der, einer in den letzten Fällen künstlich geschaffenen 
Person zugeschriebene Wille durch Stellvertreter gebildet wird. 

Ohne die Anerkennung der Willensgeltung eines besondern 
Wesens wird dieses nie Person seyn. Und zwar muss diese 
Anerkennung von Seiten der Gesammtheit der Rechtsgenossen 
feststehen, entweder von ihr ausgehen oder in ihrem Namen 
ausgesprochen, d. h. durch Normen des wirklichen, also historisch 
oder positiv geltenden Rechts festgesetzt oder diesem gemäss 
seyn. Es giebt daher keine natürlichen Personen in dem Sinne, 
dass jemand als Person geboren Werden könnte , ohne dass eine 
bei dem Volke, dem er angehört, bindende Rechtsansicht ihm 
Persönlichkeit oder Rechtsfähigkeit zusicherte. 

Wenn daher die Rechtsmetaphysiker, auch neustens noch solche 
Personen annehmen , so sind sie mit dem Rechtsbegriff im Wider- 
spruch. Sie verwandeln etwas, was nach ihren Rechtsideen 
Recht seyn soll, in wirklich geltendes Recht, oder setzen ihre 
Ansicht als eine gemeinsame und practisch geltende voraus , weil 
dieselbe in sich so richtig ist, dass sie allgemeine Geltung haben 
sollte, also eine solche zu haben verdient. Nur in so weit ist die 
Sklaverei absolutes Unrecht , und wenn Stahl sie auch juristisch 

1) Wir verstehen unter juristischer Persönlichkeit nicht die der sog. 
juristischen Personen, sondern den Begriff der Persönlichkeit, wie er im 
Rechte sich gestaltet. 
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dafür erklärt, so thut er es, weil ihm die Persönlichkeit des Menschen, 
vom christlichen Standpunkte ausgehend (S. 272. §. 8) eine 
göttliche Verleihung ist. Man könnte sich aber auf die christliche 
Weltanschauung stützen, wornach alle Menschen Brüder sind und 
sich desshalb auch in rechtlicher Beziehung als solche zu behandeln 
haben ; eine Lehre , die freilich die communistischen Bestrebungen 
der Gegenwart vollkommen rechtfertigen würde. 

Allein man mag immerhin diese göttliche Verleihung der Per- 
sönlichkeit oder mit der Kantischen Schule das Selbstzweckseyn des 
Menschen als eines gebornen Vernunftwesens, für eine theore- 
tische Wahrheit anerkennen ; der Mensch wird doch dadurch 
nicht Mitglied einer concreten Rechtsgenossenschaft oder ein der 
Rechte tbeilhaftiges Subject in derselben. Und sehr richtig hat 
daher Rotteck in dieser Beziehung das Wesen der Persönlich- 
keit im Rechte erkannt, wenn er sagt: Nicht das Selbst- 
zweckseyn, sondern das Anerkanntwerden als solcher durch 
Andere macht den Charakter der juristischen Persönlichkeit aus '}. 

Wir müssen auf diese Auffassung das allerhöchste Gewicht 
legen, denn von ihrer Annahme oder Verwerfung hängt der 
Charakter jeder rechtsphilosophischen Theorie ab. Ist die abso- 
lute Geltung der sog. Menschenrechte einmal zugegeben, so ist 
der Boden für alle die politischen Systeme gewonnen, zu deren 
Verwirklichung man die neusten democratischen Revolutionen 
unternommen hat. Nur in dem Umfange, in dem solche Theorieen 
historisches Recht werden , können von selbst geltende juristische 
Persönlichkeiten vorkommen, deren Berechtigung demnach not- 
wendig durch das positive Recht bestimmt wird. Verbindet man mit 
obiger Ansicht noch das Princip der vollen Rechtsgleichheit, so Öffnet 
man den anarchischen Doctrinen den Weg, indem diejenigen, welche 
die logischen Consequenzen dieser Grundsätze nicht zugeben wollen, 
als Feinde des höchsten Rechts angesehen werden und ein jenen 
Anmaassungen nicht entsprechender geselliger Zustand als ein 
absolut ungerechter und daher gewaltsam zu vernichtender pro- 
clamirt wird. Uebrigens wird es wenig helfen, wenn der 
Rechtsphilosoph die Ansicht der sich von selbst verstehenden 
Rechtsfähigkeit aller Menschen für eine absolute Wahrheit erklärt; 

1) Veraunftrecht I. S. 126. 
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denn bei jedem Volke werden immer nur diejenigen wirklich 
Personen seyn, welche nach dem bei demselben geltenden 
Rechte diese Eigenschaft haben. 

Als nothwendiges Ergebniss dieser unserer Ausführung stellt 
sich heraus , dass jedes Rechtssystem und jede Gesetzgebung ein 
Normalprincip über die Zuständigkeit der Persönlichkeit aufstellen 
muss, welches diese an irgend eine Eigenschaft des Subjects 
knüpft oder auf eine dasselbe betreffende Hauptthatsache stützt; 
es mag nun, wie im Alterthum, nur der Stamm genösse, 
oder der Bürger oder wie später der Religionsverwandte ') 
oder nach den seit Ende des vorigen Jahrhunderts herrschend 
werdenden philosophischen Theorieen — jeder Mensch als 
solcher (d. h. weil er Mensch ist) durch dieses Normalprincip 
für eine Person erklärt werden. 

Die Rechtsphilosophie hat nun weiter das Wesen und den 
Inhalt der Persönlichkeit im Rechte zu bestimmen und zu ent- 
wickeln — eine Aufgabe, die leicht zu lösen ist und richtig gelöst 
zu Folgerungen führt, die sowohl in dialectischer als in practi- 
scher Beziehung belangreich sind. Leider ist in den Lehrbüchern 
des Naturrechts in diesen Beziehungen viel Ungenaues oder 
Unrichtiges und namentlich viel Unpractisches zu lesen. Wir 
glauben , ohne den Gegenstand erschöpfen zu wollen ') , auf fol- 
gendes aufmerksam machen zu müssen. 

a) Der Grund der Persönlichkeit ist in dem Daseyn der 
Vernunft im Menschen zu suchen. Sein Wille ist durch diese 
bedingt, und so ist der Grad der Vernünftigkeit in der Regel 
der Maassstab des Umfangs der Persönlichkeit oder Rechtsfähig- 
keit. Der im vollen Besitz der Vernünftigkeit sich befrndende 
Mensch hat die vollständige, d. h. die in einem Staate zugelas- 
sene normale Rechtsfähigkeit. Der geringste Grad der Ver- 
nünftigkeit giebt die beschränkteste Persönlichkeit, die sich mit 
der Vernunftentwicklung erweitert, mit der Trübung oder Stö- 
rung der Vernünftigkeit aber mindert; gleichviel, ob die- Seite 
der Intelligenz oder der Moralität getrübt oder gestört wird. 

1) Nach den Assisen von Jerusalem ist jeder Christ frei, jeder Nicht- 
christ Sklave. Die Taufe war zugleich Manumission. 

2) Mehr in des Verfassers Rechtsphilosophie v. 1839. S. 282—305. 
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Desshalb haben Kinder, und Irre eine sehr beschränkte Rechts- 
fähigkeit, desgleichen wegen schweren Verbrechen Verurtheilte 
(der mit dem Tode Bestrafte wird mit dem Leben ihrer ja 
ganz verlustig). Unmündigkeit und Minderjährigkeit, Prodi- 
galität, sowie eine entehrende Lebensweise oder entehrende 
Handlungen sind gleichfalls Gründe der Beschränkung derselben, 
ja nach den Rechtsansichten vieler Völker war oder ist noch 
das Geschlecht bei den Frauen ein Minderungsgrund. 

Es wird also bei der Festsetzung des Normalprincips der 
Persönlichkeit immer von der Grundanschauung ausgegangen, 
dass jemand desshalb als Person gelte, weil er Träger eines 
vernünftigen Willens sey (wenn vielleicht auch eines noch nicht 
entwickelten oder getrübten). Die juristische Persönlichkeit eines 
Subjects kann aber auch eine gesteigerte seyn, und ist es z. B. 
immer in den Personen, die eine öffentliche Gewalt im Staate 
als Recht ausüben; und diess gewiss desshalb im Beamten, 
weil in ihm ein höherer Grad der Vernünftigkeit angenommen 
wird, in Folge welcher ihm ein Beherrschungsrecht über die 
übrigen Personen übertragen ist; sie beruht auf seiner techni- 
schen Vorbildung für seinen Beruf und seine Amtsfunctionen und 
darauf, dass man in ihm den zur Ausübung derselben nöthigen 
Grad von Charakter voraussetzt. 

Auch wo Standesprivilegien gelten, sollten diese Annahmen 
das leitende Princip seyn, wie man ja wirklich, um eine ratio- 
nelle Grundlage für die Vorrechte des Geb'urtsadels zu haben, 
davon ausgeht, dass das Princip der Ehrenhaftigkeit in seiner 
höchsten Entfaltung die adelichen Familien beherrsche (oder be- 
herrschen müsse). Gewiss ist es, dass bei Berufsständen ein 
höherer Grad besonderer Bildung als Grund ihrer bevorzugten 
Stellung gelten muss. Indessen können Standesprivilegien sich 
auch auf etwas Anderes stützen, z. B. auf das Daseyn mate- 
rieller Interessen, die ohne eine erweiterte oder verstärkte Rechts- 
fähigkeit ihrer legitimen Inhaber nicht gesichert oder geschützt 
werden könnten. 

Die weitere Ausführung dieses Gedankens, dass die Ver- 
nünftigkeit der Rechtsgrund der Persönlichkeit oder des Umfangs 
derselben sey , muss den Rechtsphilosophen und Politikern über-*- 
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lassen bleiben. Es ist nur auffallend , dass in den Lehrbüchern des 
sog. Ver,nunftrechts derselbe so wenig berücksichtigt wurde. 

b) Die weitere Erörterung des Begriffes der Persönlichkeit 
im Rechte führt zu der in dieser Wissenschaft so berühmt geworde- 
nen Lehre von den Urrechten. Ueber keine . Lehre ist so 
viel Verkehrtes gesagt worden. Wenn man auch neustens rich- 
tigeren Ansichten huldigt , so bedarf diese Lehre dennoch einer 
totalen Revision, die wir hier freilich nur andeuten können. 

Man hat unter diesen Rechten (die man vielleicht allge- 
meine Grundrechte nennen könnte, ob sie gleich keine eigentliche 
Rechte, sondern nur als Rechte zu realisirende Anforderungen 
sind} diejenigen Ansprüche in einer Rechtsgenossenschaft zu ver- 
stehen , welche nothwendig dem für eine Person Erklärten 
zugestanden und gesichert werden müssen, damit er wirklich im 
Besitze der Persönlichkeil sey. Man hat einst die juristische 
Persönlichkeit aus diesen für angeborene Rechte erklärten Be- 
fugnissen erst abgeleitet , dann eines derselben , nämlich die an- 
geborene Freiheit, für das alleinige Urrecht und für gleich- 
bedeutend mit der Persönlichkeit erklärt. Diess Verfahren ist 
aber verkehrt. Denn schon die Angabe derselben führt zu der 
Wahrheit, dass sie Consequenzen oder Hauptseiten der jemand 
zustehenden Rechtsfähigkeit sind , oder wenn man will, die Haupt- 
momente ihres Begriffes. Freilich darf man sie nicht in der ge- 
wöhnlichen Ordnung aufführen, um eine befriedigende diabeti- 
sche Deduction derselben zu gewinnen, nämlich so, dass man 
das Recht auf Existenz und körperliche Unverletzlichkeit zuerst 
nennt, dann das der Erwerbsfähigkeit, darauf das der Ehre und 
zuletzt das der Freiheit. 

Umgekehrt ist die letzte als das durch den Begriff der Per- 
sönlichkeit zuerst und unmittelbar gesetzte Recht zu nennen, und 
(wie Kant annahm} in so weit mit derselben identisch , als 
die Persönlichkeit ja nichts Anderes ist , als das anerkannte Recht 
auf Willensgeltung eines Individuums innerhalb einer bestimmten 
Freiheitssphäre. Allein, da, wer nicht zu existiren berechtigt 
ist, auch keine Freiheit haben kann, so ist das Recht auf un- 
verletzliche Existenz die erste Folge der zustehenden Freiheit, 
das Recht auf Erwerb, also auf Besitz, die zweite, weil ohne 
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diese die Existenz nicht gesichert ist '). Die vollständige Exi- 
stenz des Trägers des rechtsgültigen Willens ist aber nur vor- 
handen , wenn er Andern gegenüber physisch und moralisch un- 
verletzlich ist, und so stellen sich dann die übrigen Urrechte 
als weitere Folgen des ersten heraus. 

Dass aber diese sog. Urrechte gar keine wahren Rechte 
sind , hat Schützenberger sehr überzeugend dargethan. 
Er sagte S. 205 sehr richtig, dass mit diesen Benennungen nur 
die Ansprüche der im Rechtsverbande stehenden Menschen be- 
zeichnet werden sollen, welche durch die Rechts- (und Staats- 
ordnung) verwirklicht werden müssen. Sie werden diess durch 
die Gewährleistung besonderer Rechte , durch deren Besitz der 
Person jene Eigenschaften mit den in ihnen enthaltenen Gütern 
wirklich zu Theil werden. Er sagt daher: 

„C'est ä tort et par suite d'une confusion d'idees que l'on 
ä donne le nom de droits aux exigences ideales formulöes par 
des principes regulateurs. — Un droit, dans le sens rigoureux 
du mot, est une faculte d'agir motivee par la nature speciale d'un 
rapport social et protegöe par une sanction juridique speciale. 
Aucun droit n'existe dans l'&at gene>al et abstrait. Les droits 
sont definis de leur essence et des obligations definies leur 
correspondent." 

Es ist auch völlig wirkungslos, wenn z: B. eine Staatsver- 
fassungsurkunde erklärt, allen Staatsgenossen stehe das Recht 
der Freiheit, das Recht auf Eigenthumserwerb (neustens als 
Recht auf Arbeit aufgefasst) zu u. s. w. , ohne dass zugleich 
festgesetzt wird, welche Handlungen Anderer nicht stattfinden 
dürfen , damit jene Rechte nicht verletzt werden. Daher haben 
auch die Erklärungen von Grundrechten, wenn diese nicht so- 
gleich genau bestimmt werden , niemand befriedigt, und bekannt- 
lich hat schon Bentham solche Rechtsprogramme geradezu für 
etwas Anarchisches erklärt, weil in ihrer Unbestimmtheit beansprucht 
solche sog. Rechte eben so viele Rechtfertigungsgründe für revo- 



1) Diese Consequenz hat ohne Zweifel Hegel verleitet, den Besitz, 
d. h. das Recht darauf als im Recht der Persönlichkeit enthalten anzusehen. 
Rechtsphilos. §. 48. 
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lutionäre Umtriebe sind. Unabhängig von ihnen hat Schützen- 
berger sich auf eine ähnliche Weise gegen dieselben in der 
Auffassung der von ihm als droits absolus aufgeführten Urrechte 
ausgesprochen ') 

Es war daher natürlich, dass in der neusten preussischen 
Verfassungsurkunde, so oft irgend ein allgemeines Grundrecht 
des preussischen Volkes aufgeführt wurde , in der Regel sogleich 
beigefügt ward, ein besonderes Gesetz werde den Inhalt, den 
Umfang und die demselben entsprechenden Rechtsverbindlichkeiten 
und deren Gewährleistung näher bestimmen. 

Die sog. Urrechte dürfen demnach, wie schon bemerkt, 
nur als die verschiedenen Seiten und Richtungen der abstracten 
Idee der Persönlichkeit im Rechte und als die leitenden Ideen 
für die dieselbe näher bestimmende Gesetzgebung angesehen 
werden, als Bezeichnung von Zwecken, welche der Rechtsgesetz- 
geber zu verwirklichen hat, und in dieser Beziehung ist die 
Lehre von Bedeutung. Nur ist es nöthig, jedes dieser sog. 
Rechte richtig aufzufassen. Dieselben zeigen aber auch, in wel- 
chen Beziehungen die Persönlichkeit zur Strafe vermindert werden 
kann, und so sind sie daher auch die Grundlage der Eintheilung 
der Strafen, die bekanntlich auf vier Hauptarten (Lebens- und 
Leibes-, Ehren-, Vermögens- und Freiheitsstrafen) zurück- 
geführt zu werden pflegen. 

Einer genaueren Beleuchtung des Rechts auf Ehre und auf 
körperliche Unverletzlichkeit, welches letztere auch sehr richtig 
als Recht auf Frieden und auf Sicherheit aufgefasst wird, bedarf 
es hier nicht. Von der auch als Recht auf Eigenthum , d. h. 
auf Vermögen oder als Vermögensfähigkeit aufgefassten Erwerbs- 
fähigkeit wird später ausführlicher die Rede seyn. Dagegen 
dürfte eine Erörterung des Urrechts der Freiheit nicht überflüssig 



1) La valeur juridique d'une declaration de droit, est en raison de 
la sanction juridique qui protege les principes qu'elle formule. Lors- 
que cette sanction ne resulte pas des institutions speciales et positives, les 
declaration« de droits n'ont d'autre effet que celui de provoquer ä la resi- 
stance et a l'insurrection. Les declarations de droits jettent au sein de la 
soctete nn ferment d'anarchie et lui implantent un germe de revolte contre 
le droit positif et contre les actes du pouvoir etc. p. 211. 
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erscheinen. Ueber kein Recht sind mehr falsche Ansichten im 
Umlauf, als über das so gefährliche der Freiheit. Selbst der 
überaus conservative Stahl hat nach des Verfassers Meinung 
dasselbe nicht richtig erfasst. Die in unserer Rechtsphilosophie vom 
J. 1839 entwickelte ist bis jetzt keiner Berücksichtigung gewürdigt 
worden. Man sieht in der Freiheit, indem man lediglich einen 
negativen Begriff derselben statuirt, gewöhnlich nur das Recht 
einer angestammten, an und für sich rechtlich unbegränzten 
Willkühr, welche durch das Socialleben der Menschen nothwendig 
eingeengt werden müsse , damit sie ohne Nachtheil ausgeübt wer- 
den könne. Die Beschränkung gilt als das Werk des Staates, 
der desshalb als grosse Zwangsanstalt und so als ein für die 
Erhaltung der Menschheit nothwendiges Uebel angesehen wird. 
Daher die staatsfeindliche Richtung der Lehren der Freunde der 
Freiheit. Diese Auffassung ist eben so verkehrt als unheilbrin- 
gend. Man muss von einem positiven Begriff der Freiheit aus- 
gehen, welchen zu finden nicht schwierig ist. Es zeigt sich 
dann alsbald, dass die im Rechte vorkommende Freiheit keine 
andere als die sociale , d. h. ein Ergebniss und eine Wirkung der 
Rechtsgemeinschaft ist, und einen doppelten Gegensatz bildet zur 
sog. natürlichen und der moralischen, welche letzte die Philo- 
sophen ohne Noth und in Folge von Begriffsverwechslungen zur 
nothwendigen Basis der rechtlichen Freiheit gemacht haben. 
Der in der Ausseriwelt durch Einwirkung auf dieselbe wirkende 
Wille des Menschen kann gewiss nur in so weit frei genannt 
werden, als es ihm möglich ist, jedes der Ausführung seiner 
Entschlüsse in derselben möglicher Weise entgegenstehende Hin- 
derniss zu besiegen. Um frei zu seyn, muss daher die Macht 
des Willens in der Wirklichkeit stärker seyn , als die in der Aus- 
senwelt ihr entgegenwirkenden Kräfte, oder diese müssen dem 
Willen unterthänig geworden seyn. Die dem menschlichen Wollen 
entgegentretenden Kräfte können nun aber die der Natur oder 
das Wollen und Handeln anderer Menschen seyn. In wie weit 
der Mensch sich die Natur unterwirft, ist er natürlich frei, und 
ebenso, wenn er durch Gewalt die Willen Anderer sich unter- 
worfen hat. Allein eine auf blosse Gewaltherrschaft sich stutzende 
persönliche Unabhängigkeit ist sehr precär; sie kann durch 
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den Sieg der Unterjochten schnell vernichtet werden. Wenn 
wir also andern Menschen gegenüber eine feste gesicherte Frei- 
heit haben wollen, so bedarf es einer Vereinbarung mit ihnen, in 
Folge welcher alle sich gegenseitige Freiheitssphären gewähr- 
leisten, und diese Gewährleistung unter den Schutz einer so 
starken Zwangsgewalt stellen, dass es dem Einzelwillen nicht 
möglich ist, die auf diese Weise festgesetzte Freiheitsord- 
nung zu durchbrechen. Die regelmässige Zwangsgewalt zum 
Schutze derselben ist die des Staates, (kann aber auch eine 
blosse Bundesgewalt seyn) und da die durch Vereinbarung ent- 
standene Freiheitsordnung nichts anderes, als der rechtliche Zu- 
stand und der Staat das dieselbe regelmässig sichernde Institut 
ist, so muss man sagen, dass durch Recht und Staat nicht 
eine schon angeborne Freiheit beschränkt , sondern diese erst 
wirklich geschaffen werde. 

Dass der sogenannte Naturzustand kein Zustand der Frei- 
heit ist, folgt schon daraus, dass (bestünde ein solcher) selbst 
das Leben eines jeden lediglich vom guten Willen aller andern, 
also vom Zufall abhinge, und niemand auch nur mit einigem 
Vertrauen auf eine sichere Zukunft rechnen würde. Ein sol- 
cher Zustand ist ein Zustand des Kriegs, und wer möchte im 
Kriege seine Freiheit für gesichert halten ? Das Gleiche hat 
statt, wenn durch eine revolutionäre Catastrophe eine Rechts- 
ordnung gestört oder gar vernichtet wird; unsere Zeit hat nur 
zu oft die höchst betrübende Erfahrung gemacht, dass durch den 
revolutionären Freiheitsruf die wirkliche Freiheit, wenigstens für 
so lang vernichtet wurde, bis sie eine feste Staatsordnung 
aufs Neue zurückführte. Je grösser diese Festigkeit ist, desto 
stärker ist das Vertrauen auf eine gesicherte freie Bewegung 
des geselligen Lebens, oder wie man zu sagen pflegt, auf Han- 
del und Wandel, welches, wo es besteht, der. klarste Beweis 
für die Realität der Freiheit ist. Diese, also auf Vereinbarung 
ruhende sociale Freiheit ist aber die rechtliche; denn der Staat 
(oder die Staatenbundesgewalt) schützt oder soll ja keine andere 
Freiheitsordnung als die durch das Recht geschaffene schützen. 

Ist diese Anschauung richtig, so ergiebt sich als weitere 
Folge derselben: dass, je vorzüglicher die Rechtsordnung und 
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je vollkommner die Verfassung und die Organisation eines Staa- 
tes ist, desto umfassender und gesicherter die Freiheit seyn wird. 
Die vollendete Verwirklichung der Rechts- und Staatsidec ist 
demnach allein auch die der Freiheit. Weit entfernt also, dass 
durch das gewaltsame Niederreissen bestehender Rechts- und 
Staatsordnungen oder durch das, für permanent erklärte revo- 
lutionäre Princip, die Freiheit gefördert werde, muss man um- 
gekehrt sagen , dass nur durch ein beständiges Bessern des 
unerschüttert bleibenden Staates jenes hohe Ziel erreicht werden 
könne. Wollte man hiefür geschichtliche Beweise , so finden 
sich dieselben in der Vergleichung der neuern Staatsgeschichte 
Englands mit der vieler berühmter Reiche des Continents. 

Wenn wir aber sagen: dass die beste Rechts- und Staats- 
ordnung allein die Freiheit gebe, so soll zugleich damit gesagt 
seyn, dass diese Ordnung so gestaltet seyn müsse, dass die 
Freiheit auch nicht durch Eingriffe der Machthaber im Staate 
verletzt oder gefährdet werden könne. Das Weitere kann sich 
jeder selbst sagen , sey aber auch der Wahrhei* eingedenk , dass 
ein Volk nicht mehr Freiheit haben soll , als es zu ertragen im 
Stande ist. 

Wir haben nun nur noch die häufig als einzelne Volksfrei- 
heiten aufgeführten verschiedenen Richtungen der socialen Frei- 
heiten anzugeben, und spalten diese 

I. in die individuelle bürgerliche Freiheit, durch 
welche die volle Selbstständigkeit des Einzelnen gesichert wer- 
den soll. Sie ist: 
A. geistige Freiheit und zwar 

1) des Denkens und der Gedankenäusserung, also auch 
die der Wissenschaft, der Lehre und der Presse; 

2) die moralische Gewissens- und Religionsfreiheit; 

3) die civilrechtliche oder bürgerliche Freiheit im engsten 
Sinne, bestehend im Rechte alle Rechtsgeschäfte auf 
eine rechtsgültige Weise einzugehen, durch, sie zu er- 
werben oder sich zu verpflichten ') ; 



1) Diese Richtung der bürgerlichen Freiheit hat Schutzenberger 
hervorgehoben. Lois de l'ordre social I. pag. 216. 
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B. die materielle Freiheit: 

1) das Recht der Familiengründung; 

2) die Freiheit des Verkehrs; 

a) freies Wahlrecht des Domicils und Recht der Aus- 
wanderung, 

b) Wahlfreiheit des Berufs und der dazu nöthigen gei- 
stigen, industriellen und mercantilen Thätigkeit. 

II. Pol i tische oder Staats bürgerliche Freiheit, welche 
die Selbstständigkeit der Staatsgenossen den Trägern der Staats- 
gewalt gegenüber dahin sichert, dass diese nicht willkühr- 
lich geübt, überhaupt keine Staatsordnung einem Volke durch 
blosse Willkühr von Mächtigen aufgedrungen werden könne. 

So viel von den sogenannten Urrechten. Wir können aber 
unsre Betrachtungen über die Urrechte nicht schliessen, ohne 
einige abweichende Ansichten über deren Specialisirung einer 
kurzen Kritik zu unterwerfen, beschränken ') uns jedoch auf die 
Berücksichtigung der Ansichten von Stahl und Schützen- 
berger. 

Der erste führt S. 257 als sogenannte Urrechte folgende 
auf: Integrität, Freiheit, Ehre, Rechtsfähigkeit und 
Schutz in den erworbenen Rechten. Diebeiden letzten 
wünschten wir gestrichen , weil diese Worte in einem allgemei- 
neren Sinne 2 ) im Grunde nichts anderes bezeichnen, als die in 
allen ihren Wirkungen geltende Persönlichkeit selbst, in einem 
besonderen, die der Hauptseiten der bürgerlichen Freiheit. Wir 
Hessen bisher den Begriff der Rechtsfähigkeit mit dem der Per- 
sönlichkeit zusammenfallen , ausgehend von der Auffassung , dass 
die Rechtsfähigkeit nichts anders sey, als die Eigenschaft eines 
Wesens Rechtssubject zu sein, und grade darin besteht die 
juristische Persönlichkeit. 

Schützenberger unterscheidet und beleuchtet ausführ- 
lich folgende droits absolut : droit ä la snreti, ä la liberti per- 

1) Nicht «ehr ansprechend ist Röder's Behandlung dieser J.ehre. Er 
geht von $ 28 bis $ 67 so sehr in's Einzelne, dass das klare Verständnis» 
des Ganzen kaum zu erhalten ist. 

2) Was die Rechtsfähigkeit betrifft sagt Stahl diess selbst. S. 262. 
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sonelle, civile, religieuse et politique, droit autravail, und droit 
d'assistance et au secours (fing- 212 — 248). 

Man vermisst hier scheinbar das Recht auf Ehre , allein er 
begreift es unter dem Recht auf persönliche Sicherheit, welches 
Tür ihn das Recht auf körperliche und geistige Unverletzlich- 
keit ist'). 

Auch die Erwerbs- oder Vermögensfähigkeit ist ihm zu- 
nächst im Rechte auf persönliche Sicherheit enthalten , erscheint 
aber weiter als Recht auf Arbeit (dessen richtige Begriffs- 
trennung mit grosser Sorgfalt vom Verfasser empfohlen wird). 

Neu (so viel uns bekannt) ist die Aufführung des Rechts 
auf Hülfeleistung und Unterstützung durch andere, als eines sog. 
Urrechts. Der Herr Verfasser scheint uns hier den socialistischen 
Richtungen der Zeit eine kleine Concession zu machen, die frei- 
lich bei ihm darin besteht, dass er eine solche Gesammtbürg- 
schaft gegenseitiger Hülfeleistung nur aus besonderen Gründen 
zulässt, mehr z. R. in Folge des Familienbandes, oder des Ge- 
meindeverbandes u. dergl. Aus der blossen Rechtsidee und der 
(wie mehrmals bemerkt) mehr negativen Rechtsgemeinschaft folgt 
eine solche, allgemeine Verpflichtung auf ein facere gewiss nicht. 
Allein da der Staat zugleich ein Institut des Wohles seyn soll, 
so muss man allerdings für Nothfälle eine solche statuiren, wie 
diess auch, freilich jetzt nur auf eine beschränkte Weise statt 
hat. Legt man die fruchtbare Idee der ergänzenden Gemeinschaft 
der des Staats zu Grunde, so wird natürlich jenes Recht eines 
der wichtigsten, aber doch nur weil es als etwas conven tio- 
nell Notwendiges erscheint. 

V. Releuchtung der Eigenthumsfrage. 

Die Lehre vom Eigenthums- und den Vermögensrechten 
war zwar immer ein wichtiges Kapitel in jedem Systeme des 
Naturrechts, allein erst seit dem Aufkommen socialistischer 
Theorieen erhielt sie eine grössere auch practische Bedeutsamkeit. 



1) Er sagt: la surete de personnes exige encore des garanties süffi- 
santes pour preserver la dignite personelle contre toute injure, l'honneur contre 
tont atteinte immeritce etc. 

ZeiUcJur. für SWutiw. 1851. 2< Heft. £g 
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Als Hugo sich gegen die absolute Noth wendigkeit des Privat- 
eigenthums aussprach, erklärte man diese Ansicht für eine 
Schwachheit des nach Parodoxen jagenden Mannes; nachdem 
aber die St. Simonisten die Aufhebung des Erbrechts gepredigt 
und Fourier unsere Dörfer durch Phalanstere ersetzt wissen 
wollte, begann eine Prüfung der Frage; und nach der Verbrei- 
tung des Communismus, vor allem aber als Proudhon's un- 
glückliche Aeusserung: la proprUtt c'est le vol in Folge der 
Februarrevolution practisch nachhaltig zu werden drohte, hielt 
man eine ernste Bekämpfung dieser Doctrinen so sehr für noth- 
wendig, dass selbst ein Staatsmann wie Thiers statt einer 
Kammerrede, eine ausführliche Abhandlung für die ausschliess- 
liche Rechtsbeständigkeit des Privateigenthums bekannt machte '). 
Der Zweck der naturrechtlichen Eigenthumstheorieen war 
von Grotius an der gewesen, ein sogenanntes natürliches 
Eigenthum, aber als Privateigenthum , nachzuweisen. Die Kant- 
ische Deduction, welche die Apriorität desselben zum Theil mit 
Hülfe Lockischer Ansichten, begründen sollte, fand später 
einen so ungetheilten Beifall, dass sie selbst als Meisterstück 
philosophisch-juristischen Scharfsinns in französische Werke über- 
ging 2 ). Nach Hugo 's Beispiel bekämpfte Schreiber dieses 
1830 dieselbe als innerlich unhaltbar in seiner doctrina juris 
philosophica; auf ihn folgte 1837 den Kampf weiterführend 
Ahrens, Cours du droit naturel 3 ), diesem Röder 1846; 
während Stahl einen eignen, von seinem rechtsphilosophischen 
Standpunkt ihm gewissermaassen gebotenen Weg zur Verthel- 
digung der Ausschliesslichkeit des Privateigenthums einschlug, 
-wobei er freilich, wie uns dünkt, nicht mit der kritischen 
Schärfe verfuhr, die man von ihm zu erwarten berechtigt war. 
Da die Eigenthumsfrage eine Socialfrage wurde, und so lange 
als es noch ein hungerndes Proletariat geben wird , eine bleiben 
dürfte, so ist es eine der wichtigsten Aufgaben der Rechts- 
philosophie dieselbe so allseitig und nachhaltig zu beleuchten, 



1) Deutsch von Obermüller, 2 Hefte. 1849. 

2) Z. B. zuletzt noch in die schätzbare Philosophie du droit des 
inDijon 1844 verstorbenen Professor Belime, v. d. J. 1844—48. 2 Bd. 8. 

2) Zweite Ausgabe v. 1841 S. 281 ff. 
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dass die Theorie als Vermittlerin die extremen Ansichten auszu- 
gleichen und die Völker (was freilich auf eine populäre Weise zu 
geschehen hat) aufzuklären im Stande seyn kann. Weiter geför- 
dert wurde die Streitfrage auch durch Schützenberger 1 ); 
doch hat noch keine feste gemeinsame Theorie sich geltend 
gemacht. Die Gränzen dieser, nur für eine Zeitschrift bestimm- 
ten Abhandlung, erlauben uns nur das Problem zu fixiren und 
die leitenden Grundzüge für dessen Lösung anzugeben. 

Die zwei sich entgegengesetzten extremen Ansichten sind 
einerseits die : dasEigenthum ist und zwar nur als Pri- 
vateigenthum ein natürlich begründetes sich von 
selbs t verstehendes Recht, andererseits die: das Eigen- 
thum ist nur die Schöpfung des Gesetzes 2 )! Die Wahr- 
heit der ersten stützt man seit Kant (und selbst bei H e g e 1) darauf, 
dass man das Eigenthumsrecht aus dem Urrecht der Persönlich- 
keit logisch ableitet, indem man die Besitzergreifung herrenloser 
Sachen und deren Umgestaltung durch den Willen des Besitzers 
zu natürlichen Erwerbstiteln macht 3 ). Die entgegengesetzte An- 
sicht sieht im Eigenthum ein sociales Institut, also etwas Con- 
ventionelles , und hält daher in thesi die Gütergemeinschaft (oder 
das Gesammteigenthum) rechtlich für eben so möglich, wie 
das Sondereigenthum, so dass es sich nur von der Ausführbar- 
keit einer solchen Ordnung handeln kann. In dieser Richtung 
gehen nun freilich die Communisten und Proudhon viel 
weiter, indem sie ihrer Seits das Privateigenthum für absolutes 
Unrecht erklären, weil durch das Recht der frühern Occupation 
und des darauf sich stützenden immerwährenden Civilbesitzes der 
Besitzenden, die aus dem Grundsatz der Rechtsgleichheit fliessen- 
den Ansprüche eines Jeden, als Person anerkannten, auf glei- 

1) Lois de l'ordre social : Liv. XI. de l'ordre economique prive ; Liv. XII. 
des rapports economiques de l'ordre social prive und Liv. XIII. de la trans- 
mission he~re"ditaire du patrimoine. Wie wenig die in Stuttgart 1848 erschie- 
nene Schrift über das Eigenthum von A. Tebeidi genügt, hat Herr Prof. 
Röder neustens gezeigt in den Heidelb. Jahrb. v. 1851 Nr. 17. pag. 257 ff. 

2) Am energischsten sagt diess Bentham mit den Worten: La propri^te 
et la loi vivent et meurent ensemble. 

3) Die ganze Deduction findet sich kurz wieder gegeben in meinem 
Naturrecht v. J. 1839. 

18* 
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eben Genuss der Güter der Erde, auf eine die Gerechtigkeit 
verletzende Weise vernichtet oder verkümmert werde. Da diese 
Ansichten so vielfach vorgetragen und kritisch beleuchtet sind, 
so wird es überflüssig seyn, hier weiter darauf einzugehen, es 
genüge auf Reybaud, Sudre, Stein u. a. zu verweisen. 

Es sind auch einige vermittelnde Theorieen aufgetaucht; 
eine solche giebt (vielleicht ohne es zu wollen) Stahl, indem 
er einerseits annimmt, das Privateigenthum sey nichts Conventio- 
nelles, sondern göttlicher Einsetzung (S. 276), andererseits aber 
den Satz aufstellt: (S. 282) eine Gemeinschaft des Rechtsbewusst- 
seyns und der Beobachtung sey allerdings Vorbedingung für die 
Realisirung des Eigenthums. Diess zusammen will sagen: Pri- 
vateigenthum soll seyn (Gott will diess), seine Realität ist aber 
nur durch eine practisch geltend werdende, dasselbe ordnende, 
Gesetzgebung möglich. Dabei dürfte die Beweisführung für den 
ersten Satz dialectisch jedenfalls eben so angreifbar seyn, wie 
die Kantische oder Hegelische. Denn wenn man auch zu- 
giebt, Gott habe die ganze Erde, oder die Gegenstände der 
Aussenwelt der Herrschaft der Menschen zur freien Gestaltung 
der Lebensweise eines Jeden (S. 276) überlassen, so folgt hier- 
aus noch nicht die Nothwendigkeit des Privateigenthums , im 
Gegentheil bietet eine solche Auffassung bekanntlich den Haupt- 
anhaltspunkt der communistischen Doctrinen, die Stahl, jedoch 
wie uns däucht, mit schwachen Gründen bekämpft. 

Irren wir nicht, so dürfte folgender näher zu bezeichnende 
Weg zur Verständigung (und auf diese kommt es vorerst an) 
einzuschlagen seyn. 

1) Jeder Mensch, um als Rechtssubject ein fortgesetztes 
Daseyn haben zu können, muss in der Aussenwelt einen Aufent- 
haltsort haben und über Existenzmittel verfügen können. Er 
hat also, kraft seiner rechtlichen Persönlichkeit (sobald diese 
anerkannt ist) ein Recht auf den Erwerb von Sachen, um sie 
besitzen und gebrauchen zu können. 

Wir möchten dieses das Recht auf Eigen thum nennen. 
Durch dasselbe ist die Person vermögensfähig, hat aber noch 
kein ausschliessliches Verfügungsrecht Über irgend 
eine bestimmte Sache, also kein wirkliches Eigenthum. 
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2) Durch die Rechtsgemeinschaft ist allen ihren Mitgliedern 
diese Vermögensfähigkeit anerkannt und daher von ihr zu ge- 
währleisten, d. h. eine solche Ordnung des Sociallebens festzu- 
stellen, dass es jedem Vermögensfähigen möglich werde : den 
für ihn nöthigen Besitz von Sachen im Gebiete derselben zu er- 
werben. Diess geschieht durch die Gesetzgebung (sie beruhe 
auf Yertrag, Herkommen u. s. w.). 

Eine Staatsordnung, in welcher irgend ein Rechtssubject 
rechtlich dieser Möglichkeit beraubt, also so zu sagen für 
bürgerlich todt erklärt würde, wäre eine absolut ungerechte 
(es sei denn, der bürgerliche Tod bestünde, wie in Frankreich, 
als Strafe für Verbrecher). 

3) Die Herrschaft über äussere Sachen wird dem Menschen 
nur durch Acte seiner Thätigkeit, sie mögen in der blossen Be- 
sitzergreifung der von der Natur geschaffenen Sachen z. B. der 
Perception der Früchte bestehen, oder in der (vermittelst seiner 
technisch industriellen Thätigkeit) bewerkstelligten Erzeugung 
neuer Gegenstände, oder iin Austausche der von ihm be- 
sessenen gegen solche, die im Besitz anderer sich befinden. 
Jede Thätigkeit kann als eine (wenn auch noch so geringe) 
Aeüsserung des menschlichen Fleisses oder als Arbeit er- 
klärt werden. Der factische Grund des Besitzes, d. h. unserer 
physischen Herrschaft über Sachen der Aussenwelt, ist demnach 
immer die Arbeit. 

Der rechtlich Vermögensfähige hat daher nothwendig immer 
ein Recht auf Arbeit; was aber nicht so aufzufassen ist, der 
Staat müsse ihm zu arbeiten geben, wenn er sonst keine Ge- 
legenheit dazu findet, sondern die Staats- und Rechtsordnung 
müsse so gestaltet seyn , dass niemand die rechtliche Möglichkeit 
der Arbeit oder Production weder unmittelbar noch mittelbar 
entzogen sey. 

4) In der Regel bedarf es für das produetive Arbeiten eines 
Stoffes, dessen rechtlicherErwerb ebenfalls allen Gliedern 
der Rechtsgenossenschaft von dieser zu gewährleisten ist, was 
durch die gesetzliche Festsetzung der einzelnen Erwerbs- 
titel geschieht. 

Eine Staatsordnung, in Folge welcher der Besitz des Stoffes 
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ausschliesslich einer Minorität garantirt würde, so dass es von 
ihr abhinge, der Majorität die Bedingungen aufzulegen, unter 
welchen sie ihr die Benutzung des ihr gehörigen Stoffs Uberlicsse, 
wäre principiell ungerecht, weil diese Bedingungen möglicher 
Weise so hart sein könnten, dass der sonst besitzlose Rechts- 
fähige um seine ganze Freiheit gebracht , also factisch in den 
Zustand der Sklaverei herabgedrückt werden könnte; was nach 
den Klagen des Proletariats in Folge des Privateigenlhums an- 
genommen wird, und bei unzähligen Fabrikarbeitern wirklich 
der Fall ist. 

Durch den gesicherten und erblichen Besitz in den Händen 
Weniger, wäre also allen andern, den kommenden Generationen 
(in wie weit diese nicht erben), der Eigenthumserwerb im Vor- 
aus unmöglich gemacht, sie wären ihrer, obwohl formell ihnen 
zustehender Vermögensfähigkeit verlustig, und bestände ein sol- 
cher Zustand von Rechts wegen, so wäre Proudhon's oben 
angeführter berüchtigter Satz richtig. 

Es handelt sich daher bei der Aufstellung eines Systems 
des Eigenthums um die gerechte und wirksame Lösung eines 
socialen Problems, zu welcher nothwendig sich zwei Hauptwege 
bieten, nämlich das System des Privateigentums, welches 
eine welthistorische Herrschaft bei allen Völkern der Erde er- 
langt hat, und die nur selten bleibend verwirklichte Güter- 
gemeinschaft. Es fragt sich, in wie weit das eine oder die 
andere der Idee der Gerechtigkeit genüge und zu dem vor- 
gesteckten Ziele auf die sicherste und vollkommenste Weise führe ? 

In dieser Richtung, scheint uns, müsse die Eigenthumsfrage 
nun weiter erörtert werden. 

6) Der Grundgedanke (der Theorie) des Privateigenthums 
ist der : dass es der Willkühr und dem eignen Fleisse eines jeden 
Individuums überlassen bleibt, so viel er mag und erstreben 
kann, durch seine Arbeitsthätigkeit , jedoch nur vermittelst 
der für rechtlich möglich erklärten Erwerbungsarten, in sei- 
nen Besitz zu bringen, welcher Besitz aber ein ihm ausschliess- 
lich angehöriger, und durch Rechtsmittel und den Rechtszwang 
gegen jeden Eingriff, ja sogar gegen denjenigen, der sich im 
guten Glauben ihn aneignet, gesichert und geschützt wird. 
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Privateigenthum ist also rechtmässig erworbener 
und rechtlich geschützter ausschliesslicher Besitz; oder das 
([privative) Eigenthumsrechl ist das social anerkannte und ge- 
währleistete Recht eine Sache ausschliesslich zu besitzen und zu 
gebrauchen. 

7) Das System des Privateigentums hat für sich, a) dass es 
dem Selbstständigkeitstriebe des Menschen entspricht, und eine 
vollständige Kraftentwicklung der individuellen Persönlichkeit zu- 
lässt und grösstenteils zur Folge hat; b) dass es den Anforde- 
rungen der Gerechtigkeit insoweit genügt , als durch dasselbe 
der Arbeit oder dem Verdienst in der Regel sein Lohn ') wird, 
nach dem alten Sprichwort DU laboribus omnia vendunt, dass 
also, wer arm bleibt weil er nicht arbeiten will , seine Lage 
der eigenen Schuld zuzuschreiben hat; c) dass auch von fremder 
Arbeit in der Regel nur der Vortheil zieht, wer ein Aequivalent 
dafür zu geben im Stande ist, so dass die Ausbeutung des 
Menschen durch den Menschen (wenigstens) dem Principe des 
Privateigenthums entgegen ist ; d) dass endlich der fast unglaub- 
lich vorgerückte , noch stets steigende Fortschritt der industriellen 
Thätigkeit der Menschen , die relativ grosse Prosperität des 
menschlichen Geschlechtes das Werk des die Concurrenz und 
den Arbeitstrieb in's Unendliche anspornenden, so sehr fördern- 
den Systems des Privateigenthums ist, Aus welchem allem folgt, 
dass sowohl vom Gesichtspunkte des Rechts als dem des Wohles 
aus, das Privateigenthum als ein, die Idee der Gerechtigkeit (we- 
nigstens theilweise) befriedigendes und das Glück der Menschheit 
schützendes sociales Institut erscheint. 

8) Dagegen lässt sich nicht in Abrede stellen, dass a) in 
Folge des Privateigenthums es auf die Würdigkeit und das 
Bedürfniss nicht ankommt, wie viel oder wie wenig jemand 
rechtmässig besitzen kann 2 ), und dass desshalb die Austheilung 
der Güter der Erde so ungleich ist, dass man nur zu oft sagen 
muss summum jus summa injuria; zumal da jeder über das was 



1) Diese Regel hat freilich bei der grossen Concurrenz der Arbeiten- 
den viele Ausnahmen. 

2) Hugo, Naturrecht. S. 116. 
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er hat ohne Rücksicht auf das Ganze verfügen kann, so däss 
das Recht seinen Eigensinn, ja selbst seine Verkehrtheiten schützt 
und schützen muss. b) Neben tausend hungernden Arbeits- 
losen schwelgen Milssiggänger im Ueberfluss und auf diese 
Weise wird das Wohl der grossen Majorität der Menschen eini- 
gen Wenigen geopfert, c) Die täglichen Folgen der Concurrenz 
der Arbeitenden und gerade der gerühmte industrielle Fortschritt 
stürzen Hunderte in's Verderben und unendlich Vielen gelingt es 
gar nicht, des grössten Fleisses und unsäglicher Bemühungen 
unerachtet, sich und ihren Familien auch nur das Nothdürftigste 
zu verschafFen. d) Durch das Privateigenthum , verbunden 
mit der verschwundenen Sklaverei und Hörigkeit, ist das stets 
wachsende Proletariat hervorgerufen worden, dessen Stellung denn 
täglich drohender werden muss und den ganzen geselligen und 
Culturzustand zuletzt umstürzen wird. 

Kurz, die unheilbringenden Folgen dieser Rechtsordnung 
sind von Hugo an (Natnrrecht § 93 — 115) von den Saint-Simo- 
nisten, den Socialisten und den Communisten mit eben so grellen als 
wahren Farben geschildert worden, so dass niemand die, sowohl was 
das Recht, als was das Wohl betrifft , höchst trostlose Nacht- 
seite derselben zu läugnen wagen wird. Wenigstens muss jeder 
zugeben, dass die, auf das Privateigenthum sich stutzenden so- 
cialen Zustände sehr unvollkommen sind. 

9) Aus diesen Gründen, welche weiter auszuführen hier 
überflüssig ist, wird von den verschiedensten Seiten her dem 
Privateigenthum der Krieg erklärt, und die oft von uns genann- 
ten, wohlbekannten socialen Reformen vorgeschlagen, welche 
nach längerer Hintansetzung man endlich der wissenschaft- 
lichen Kritik unterzog , aber freilich nur , um sie als eben so 
verderbliche wie unhaltbare Doctrinen zu verwerfen. Ihre Ver- 
theidiger gehen alle von dem gemeinsamen Gedanken aus, dass 
jedes Mitglied einer Genossenschaft (des Staates oder der Ge- 
meinde) arbeiten müsse, dagegen von jener den ihm gebührenden 
Lohn erhalten solle und zwar entweder, wie die St. Simonisten 
wollen, so, dass jedem nach seiner Fähigkeit die Führung einer 
Wirtschaft, eines gewerblichen Geschäftes u. s. w. übertragen 
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werde, und er durch die Kraftanstrengung seines Talents den 
ihm gebührenden Lohn erhalte; oder so, dass durch eine, nach 
gewissen psychologischen Ansichten Fouriers, angeordnete an- 
ziehende Organisation der Arbeit im Grossen der Thätige neben 
dem Kapitalisten einen durchaus befriedigenden Lohn finde; 
oder dass jeder täglich gleichviel zu arbeiten und dafür den 
gleichen Lohn zu erhalten habe (nach Proudhon); oder 
nach der Theorie C a b e t s und F r ö b e 1 s , dass jeder nach 
seinen Fähigkeiten, aber nicht über diese hinaus , zu arbeiten ge- 
halten sey, aber nicht nach dem Verdienste seiner Thätigkeit, son- 
dern nach dem Umfange seiner Bedürfnisse belohnt werden müsse ! 

Unter den deutschen Naturrechtslehrern hat Röder am 
vollständigsten diese und andere Theorieen dieser Art berück- 
sichtigt '). 

10) Die Eigenthumsfrage ist auf diese Weise, wie gesagt, 
ein sociales Problem geworden und nun zunächst durch die 
unbefangene Würdigung der sich mtgegenstehenden Systeme 
richtig festzustellen. Gegen die sämmtlichen socialistischen und 
communistischen Theorieen lassen sich die erheblichsten Ein- 
wendungen machen. Die meisten Menschen wollen geniessen aber 
nicht arbeiten; der fleissige Producent würde daher fast immer für 
den trägen oder unfähigen zu arbeiten haben, und so der letzte 
den Lohn seiner Thätigkeit mit diesem theilen müssen. Nur durch 
einen, alle individuelle Freiheit vernichtenden, despotischen Arbeits- 
zwang könnte hier, und doch nicht hinreichend, geholfen werden ; 
denn er wäre nie so mächtig, wie der Sporn des eignen In- 
teresses. Dieser findet sich allerdings in der St. Simonistischen 
Staatsordnurg. Allein in dieser sind die nöthigen Garantieen dafür, 
dass stets dem Fähigsten und Würdigsten das ihm gebüh- 
rende und geeignete Berufsgeschäft zufallen werde, nicht zu finden. 

Man kann mit Gewissheit voraussagen , dass die auf Arbeit 
sich stützende Civilisation schnelle Rückschritte machen würde. 
Es dürfte schwerlich ein Erziehungssystem erfunden werden, 
das die Menschen so umzugestalten geeignet ist, dass die seit 
Jahrtausenden die menschliche Glückseligkeit störenden, hemmen- 



1) S. dessen Naturrecht. Heidelberg 1846. $. 138—313. 
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den oder vernichtenden Ausartungen des Egoismus, würden ver- 
bannt werden. 

Die kritische Vergleichung des Systems des Privateigenthums 
mit den entgegengesetzten Theorieen wird zum Ergebniss füh- 
ren, dass es, sowohl was das Recht, als was das Wohl betrifft, 
das weniger unvollkommnere sey, und dass es schon deshalb als 
das beizubehaltende sich herausstellt, weil es so zu sagen, ein 
naturwüchsiges ist und zur ungeteilten Weltherrschaft gelangte, 
gewiss aus dem Grunde, weil die egoistischen Triebe viel stärker und 
wirksamer sind , als die des Wohlwollens, so dass communistische 
Vermögensordnungen nur in sehr beschränkten Kreisen, z. B. in 
Klöstern und Mönchsorden auf eine bleibende, und selbst da 
nicht immer heilbringende, Weise ausgeführt werden konnten. 

Die Wissenschaft hat aber die Mittel und Wege zu zeigen, 
wie den nachtheiligen Wirkungen des Privateigenthums vorgebeugt 
oder wie sie vermindert oder wieder aufgehoben werden können. 
Sie muss zu diesem Behufe das juristische Gebiet verlassen und 
sich an die Ethik, die Nationalökonomie, die Polizei — ja selbst 
an die Finanzwissenschaft wenden, um Heilmittel für die, durch 
die Strenge und Unerbittlichkeit des Privatrechts nothwendig er- 
zeugten socialen Gebrechen zu finden. 

Die rechtsphilosophische Theorie des Eigenthums schlägt 
daher nothwendig in die Lehre vom Pauperismus um, welche in der 
Staatswissenschaft ein stehendes, man möchte sagen , verzweifeltes 
Kapitel geworden ist. Dass hier manchen Ansichten der Socia- 
listen Rechnung getragen und manchen der von ihnen aufgestell- 
ten Grundsätze eine, wenn auch beschränkte Anwendung zu ge- 
statten sey, ist auch von den Gegnern derselben anerkannt, so 
dass man sagen muss, jene in ihrer Exclusivität und Debertreibung 
unhaltbaren Theorieen haben dennoch den Fortschritt der Rechts- 
philosophie, sowohl in kritischer als in practischer Rücksicht 
gefördert. 

Schützenberger hat hier wieder die derselben zu ge- 
bende Richtung gut bezeichnet, obwohl er für die unmittelbare 
Heilung der grossen Krankheit der Zeit nur sehr allgemeine und 
ihm selbst nicht vollkommen erfolgreich scheinende Mittel anzu- 
geben im Stande ist. 
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So viel von der Eigenthumsfrage nach ihrer socialen Seite. 
Wird am Privateigenthum , als der normgebenden Lösung der- 
selben festgehalten, so ist die weitere Aufgabe der Rechtsphilo- 
sophie eine leichtere, nämlich nur die, durch ein strengdialecti- 
sches Verfahren das Wesen der auf dieser Basis ruhenden Ver- 
mögensverhältnisse in allen ihren Beziehungen zu beleuchten, 
und gewissermaassen den durch die Natur der Sache gegebenen 
Formalismus einer auf das System des Privateigenthüms aufge- 
bauten oder aufzubauenden Rechtsordnung nach der bisher von 
uns charakterisirten Methode darzustellen '). 



1) Diess kann auf verschiedene Weise geschehen. Da wir hier nicht 
naher auf den Gegenstand eingehen können, so verweisen wir auf Hugo, 
§ 219 ff., den hier sehr unkritischen Stahl S. 297, Ahrens S. 323, 
Rödcr S. 226 und unser eignes Lehrbuch v. J. 1839 S. 351, Schützen- 
berg er S. 361 ff. Besonders wichtig wird die Lehre von den Erwerbs- 
arten des Eigenthums, in welcher der Ideengang des altern Naturrechts 
durchaus verlassen werden muss : so dass (wie in unserm Lehrbuch ausge- 
geführt ist) die einst allgemein als sogenannte natürliche Erwerbungsart auf- 
gefasste Occupatio rei nullius, geradezu für eine positiv rechtliche erklärt 
werden muss ; eine zuerst von uns ausgesprochene Ansicht, die sich nun 
auch bei Schützenberger S. 491 findet, und bei Hartenstein: 
Rechtsphilosophie des Hugo Grotius. 



